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Zulassigkeit der Nutzung einer Fotografie zur Er-
stellung eines Datensatzes fir das Training von
Kiinstlicher Intelligenz - KI-Trainingsdatenset

Orientierungssatz

1. Die streitgegenstandliche Nutzung der Fotografie ist durch die urheberrechtlichen Schran-
kenregelungen in § 44b UrhG und § 60d UrhG gerechtfertigt.(Rn.70)

2. Bei dem streitgegenstandlichen Download der Fotografie handelt es sich um eine Vervielfal-
tigung fir das Text und Data Mining i.S.d. § 44b UrhG. Die Analyse der Bilddatei zum Abgleich
mit einer vorhandenen Bildbeschreibung stellt eine Analyse zum Zwecke der Gewinnung von
Informationen i.S.d. § 44b Abs. 1 UrhG dar.(Rn.72) (Rn.76)

3. Die Normen zum Text und Data Mining (§§ 44b, 60d UrhG) sind nicht teleologisch dahin-
gehend einzuschranken, dass sie vorbereitende Mafnahmen fir das KI-Training nicht erfas-
sen.(Rn.84)

4. Die Beweislast dafur, dass sich der Rechtsinhaber die Nutzung nicht vorbehalten hat, liegt
beim Nutzer. Den Rechtsinhaber trifft eine sekundare Darlegungslast.(Rn.95) (Rn.97)

5. Ein Nutzungsvorbehalt bei online zuganglichen Werken ist nur dann wirksam, wenn er in
maschinenlesbarer Form erfolgt. Die Voraussetzung der Maschinenlesbarkeit ist vom Rech-
teinhaber darzulegen und zu beweisen. Die Maschinenlesbarkeit setzt nicht nur voraus, dass
der Text maschinell erfasst werden kann, sondern dass er auch in dem Sinn maschinell inter-
pretiert werden kann, dass er bei einem automatisierten Vorgehen dazu fihren kann, dass die
vom Vorbehalt erfassten Inhalten nicht ausgewertet werden.(Rn.110) (Rn.112) (Rn.117)

6. Nutzungen gem. § 44b UrhG unterliegen dem Drei-Stufen-Test.(Rn.126)

7. Der ersten Voraussetzung des Drei-Stufen-Tests ist vorliegend durch die Einfihrung der
Schranke in § 44b UrhG genugt, weil es sich um einen gesetzlich geregelten Sonderfall han-
delt. Auf der zweiten Stufe ist zu prifen, ob durch die beanstandete Verwendung die Méglich-
keiten des Rechtsinhabers zum rechtmaligen Absatz verringert werden, also ob in die Primar-
verwertung eingegriffen wird. Dies ist vorliegend nicht der Fall, da es sich bei der streitgegen-
standlichen Vervielfaltigung um einen rein internen Vorgang handelt. Im nach aullen gegebe-
nen Datensatz ist die Vervielfaltigung nicht enthalten, sondern nur ein Link auf die rechtmafi-
ge Quelle. Hinzu kommt, dass der Rechtsinhaber die Mdglichkeit hat, durch einen wirksamen
Vorbehalt i.S.d. § 44b Abs. 3 UrhG die Nutzung zu unterbinden und damit zu verhindern, dass
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das Werk oder Lichtbild fur das Training von Kl verwendet wird.(Rn.129) (Rn.130) (Rn.131)
(Rn.134)

8. Auf dritter Stufe ist eine ungebuhrliche Verletzung der Interessen des Rechtsinhabers zu
prufen. Hierfir ist durch eine Interessenabwagung zu ermitteln, ob das Bedurfnis an der Nut-
zung die Beeintrachtigung des Rechtsinhabers Uberwiegt. Vorliegend ist unter Berucksichti-
gung der Umstande, dass die Vervielfaltigungen rein interne Vorgange beim Beklagten dar-
stellen, der Beklagte nicht kommerziell tatig ist und die Méglichkeit bestand, die streitgegen-
standliche Nutzung durch einen wirksamen Vorbehalt zu verhindern, eine ungebuhrliche Ver-
letzung der Interessen des Klagers als Rechtsinhaber zu verneinen.(Rn.135) (Rn.137)

9. Die Erstellung des Datensatzes stellt eine wissenschaftliche Forschung i.S.d. § 60d UrhG
dar. Beim Beklagten handelt es sich um eine Forschungsorganisation im Sinne dieser Rege-
lung.(Rn.157) (Rn.180)

Verfahrensgang

vorgehend LG Hamburg 10. Zivilkammer, 27. September 2024, 310 O 227/23, Urteil

anhangi

Tenor

Griinde

g BGH, kein Datum verfugbar, | ZR 281/25

1. Die Berufung des Klagers gegen das Urteil des Landgerichts Hamburg vom
27.09.2024, Az. 310 0 227/23, wird zuriickgewiesen.

2. Der Klager hat die Kosten des Berufungsverfahrens zu tragen.

3. Das Urteil und die angefochtene Entscheidung sind ohne Sicherheitsleistung vorlau-
fig vollstreckbar. Der Klager kann die Vollstreckung des Beklagten durch Sicherheitsleis-
tung in Hohe von 110 % des jeweils vollstreckbaren Betrags abwenden, wenn nicht der
Beklagte vor der Vollstreckung Sicherheit in Hohe von 110 % des jeweils zu vollstrecken-
den Betrags leistet.

4. Die Revision gegen dieses Urteil wird zugelassen.

Die Parteien streiten um die urheberrechtliche Zulassigkeit der Nutzung einer Fotografie
zur Erstellung eines Datensatzes fir das Training Kunstlicher Intelligenz (KI).

Der Klager ist Fotograf. Der Beklagte, ein eingetragener Verein, stellt unter der Bezeich-
nung ,,......... “ einen Datensatz mit Bild-Text-Paaren &ffentlich kostenfrei zur Verfligung.
Es handelt sich dabei um eine Art Tabellendokument, das Hyperlinks zu im Internet 6f-
fentlich abrufbaren Bildern bzw. Bilddateien sowie weitere Informationen zu den entspre-
chenden Bildern enthalt, darunter eine Bildbeschreibung (auch Alternativtext genannt),
die Auskunft ber den Inhalt des Bildes in Textform gibt. Der Datensatz umfasst 5,85 Mil-
liarden entsprechende Bild-Text-Paare. Der Datensatz kann fur das Trainieren sog. gene-
rativer Kinstlicher Intelligenz genutzt werden.

Zur Erstellung des Datensatzes griff der Beklagte auf einen bereits vorhandenen Da-
tensatz der ................. aus den USA (www.............. org) zurlck, der fur einen zufalligen
Querschnitt der im Internet auffindbaren Bilder die jeweiligen URLs nebst textlicher Be-
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schreibung des jeweiligen Bildinhalts enthielt. Der Beklagte extrahierte die URLs zu den
Bildern aus diesem Datensatz und lud die Bilder von ihrem jeweiligen Speicherort herun-
ter. Im Anschluss wurden die Bilder beim Beklagten mittels einer Software jeweils darauf
gepruft, ob die im vorbestehenden Datensatz bereits vorhandene Beschreibung des Bild-
inhalts tatsachlich mit dem Inhalt des Bilds Ubereinstimmte. Bilder, bei denen Text und
Bildinhalt nicht hinreichend Ubereinstimmten, wurden herausgefiltert. Fur die verbleiben-
den Bilder wurden jeweils die Meta-Daten, insbesondere die URL des Speicherorts des
Bildes und die Bildbeschreibung, extrahiert und in einen neu geschaffenen Datensatz,
den ......... , aufgenommen.

Die fur die Erstellung des Datensatzes erforderlichen Downloads wurden in der zweiten
Jahreshalfte 2021 vorgenommen.

Im Rahmen des vorgenannten Prozesses wurde auch die streitgegenstandliche Fotogra-
fie erfasst, heruntergeladen und analysiert und es wurden die Meta-Daten in den Daten-

satz e “aufgenommen. Konkret heruntergeladen wurde dabei eine auf der Websei-
te der Bildagentur .............. (https://WwWWw............... photo.com) eingestellte, mit einem
Wasserzeichen der Fotoagentur .............. versehene Bilddatei.
Auf der Webseite der Bildagentur .............. befand sich mindestens seit dem 13.01.2021
auf der Unterseite https://www............... photo.com/de/usage.html folgender Text:
,RESTRICTIONS
YOU MAY NOT:
(...)

18. Use automated programs, applets, bots or the like to access

the ............... com website or any content thereon for any purpose, including, by
way of example only, downloading Content, indexing, scraping or caching any
content on the website.”

Mit Schriftsatz vom 27.04.2023 - dem Beklagten zugestellt am 04.07.2023 - hat der Kla-
ger Klage eingereicht.

Der Klager hat erstinstanzlich vorgetragen, er sei Urheber der streitgegenstandlichen
Fotografie. Die - unstreitig - im Rahmen des Analyseprozesses erfolgte Vervielfaltigung
verletze ihn, den Klager, in seinen Rechten aus § 16 UrhG, insbesondere sei sie nicht
durch die Schrankenregelungen der §§ 44a, 44b und 60d UrhG gedeckt.

Die Schrankenregelung des § 44a UrhG sei nicht einschlagig. Der eigenstandige Down-
load einer Fotografie stelle insbesondere keine voriibergehende Handlung im Sinne die-
ser Norm dar.

Die Vervielfaltigung sei auch nicht durch § 44b UrhG gedeckt. Der Beklagte flhre be-
reits kein Text oder Data Mining i.S.d. § 44b UrhG durch. Weder der europaische noch
der deutsche Gesetzgeber hatten bei Schaffung der Schrankenregelung des Art. 4 DSM-
RL bzw. des § 44b UrhG eine Verwendung im Zusammenhang mit dem Kl-Training vor
Augen gehabt. Beim Text und Data Mining i.S.d. § 44b UrhG sollten nur in den Daten
verborgene Informationen erschlossen werden, es solle aber nicht der Inhalt der geisti-
gen Schoépfung genutzt werden. Beim hier vorliegenden sog. ,KI-Webscraping” gehe es
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jedoch gerade um den geistigen Inhalt der zu Trainingszwecken genutzten Werke und
letztlich um die Schaffung inhaltsgleicher oder ahnlicher Konkurrenzerzeugnisse. Des
Weiteren sei die Sammlung und Speicherung zur Schaffung von Parallel-Archiven nach
dem ausdrucklich erklarten Willen des Gesetzgebers von der Schrankenbestimmung des
§ 44b UrhG ausgenommen.

AuBerdem beeintrachtige das massenhafte Einverleiben von urheberrechtlich geschiitz-
ten Werken zu Trainingszwecken im Rahmen von generativer Kl die normale Verwertung
urheberrechtlich geschitzter Werke, weil es die Voraussetzung dafurr schaffe, Urheberin-
nen und Urheber in vielen Fallen zu ersetzen, oder jedenfalls die Verwertung des jewei-
ligen Werkes durch ein kostenloses Konkurrenzangebot erheblich erschwere. Dies stehe
nach Art. 7 Abs. 2 DSM-RL in Verbindung mit Art. 5 Abs. 5 InfoSoc-RL (,,Drei-Stufen-Test")
der Anwendung der Schrankenregelung entgegen.

Jedenfalls sei die Vervielfaltigung aufgrund des auf der Webseite www............... pho-
to.com erklarten Nutzungsvorbehalts nach § 44b Abs. 3 UrhG unzulassig. Die entspre-
chende Erklarung der Bildagentur sei dem Klager zuzurechnen, da die Bildagentur das
streitgegenstandliche Foto flr ihn vertreibe. Entgegen der Ansicht des Beklagten sei der
Vorbehalt auch maschinenlesbar i.S.d. § 44b Abs. 3 S. 2 UrhG. An die Maschinenlesbar-
keit sei kein héherer Anspruch zu stellen als an die Lesbarkeit durch Menschen. Maschi-
nen kénnten Texte in Druckschrift ebenso lesen wie Menschen.

Auch auf die Schrankenregelung des § 60d UrhG kdnne sich der Beklagte nicht beru-
fen. Die Nutzung sei nicht zum Zweck wissenschaftlicher Forschung erfolgt. Der Beklag-
te kdnne sich zudem nach § 60d Abs. 2 S. 3 UrhG nicht auf die Privilegierung des § 60d
UrhG berufen. Der Beklagte arbeite offenbar intensiv mit kommerziellen KI-Anbietern zu-
sammen. So bestehe eine Zusammenarbeit mit dem Unternehmen .............. Al, welches
Uber die Finanzierung des gegenstandlichen Datensatzes und die Besetzung relevanter
Posten beim Beklagten durch eigene Mitarbeiter unmittelbaren Einfluss auf den Beklag-
ten habe.

SchlieBlich kdnne sich der Beklagte auch nicht auf eine sog. schlichte Einwilligung beru-
fen. Er - der Klager - habe die streitgegenstandliche Fotografie nicht frei zuganglich ge-
macht, sondern zur Einrdumung von entgeltlichen Lizenzen durch die Agentur ..............
anbieten lassen.

Der Klager hat zunachst neben der Unterlassung der Vervielfaltigung auch Auskunft tGber
den Umfang der erfolgten Nutzung der Fotografie beantragt. Diesen Auskunftsantrag
haben die Parteien im Termin zur mindlichen Verhandlung vor dem Landgericht am
11.07.2024 Ubereinstimmend fur erledigt erklart.

Der Klager hat zuletzt erstinstanzlich beantragt,

den Beklagten zu verurteilen, es bei Meidung eines Ordnungsgeldes von je bis zu
250.000,- €, ersatzweise Ordnungshaft bis zu 6 Monate, fUr jeden einzelnen Fall
der Zuwiderhandlung zu unterlassen, die nachfolgend abgebildete Fotografie
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zur Erstellung von Kl-Trainingsdatensatzen zu vervielfaltigen und/oder verviel-
faltigen zu lassen, wie geschehen im Rahmen der Herstellung des Datensat-

Der Beklagte hat beantragt,
die Klage abzuweisen.

Der Beklagte hat vorgetragen, dass der im Rahmen der Erstellung des Datensatzes

peeeeeees “ erfolgte Download des streitgegenstandlichen Bildes zwar eine urheberrechts-
relevante Vervielfaltigung darstelle, diese aber von den Schrankenbestimmungen der
§§ 44a, 44b und 60d UrhG sowie einer schlichten Einwilligung des Klagers gedeckt sei.

Die erfolgte Vervielfaltigung sei von der Schrankenregelung des § 44a UrhG erfasst. Ei-
ne eigenstandige wirtschaftliche Bedeutung komme der nur kurzzeitigen Vervielfaltigung
des Bildes nicht zu.

Auch greife die Schrankenbestimmung des § 44b UrhG ein. Das Analysieren von Bildda-
teien und das Extrahieren von Metadaten fir das Training von Kunstlicher Intelligenz sei-
en nach dem Willen des Gesetzgebers ein Hauptanwendungsfall des Text und Data Mi-
nings. Der Ausnahmetatbestand des § 44b Abs. 3 UrhG greife nicht ein. Soweit sich der

Kldger auf einen auf der Seite von .............. enthaltenen Vorbehalt berufe, fehle es u.a.
an der notwendigen Maschinenlesbarkeit. Der vom Klager in Bezug genommene Passus
in den Nutzungsbedingungen von .............. sei durch die allgemeine Formulierung nicht

dazu geeignet, automatisiert durch ein Programm erkannt zu werden. Eine AGB-Klausel
in naturlicher Sprache sei nicht maschinenlesbar.

Jedenfalls kénne er, der Beklagte, sich auf die Schrankenbestimmung des § 60d UrhG be-
rufen. Er, der Beklagte, habe sich ausweislich der Vereinssatzung (Anlage B 1) der For-
schung verschrieben. Insbesondere habe er, der Beklagte, es sich zur Aufgabe gemacht,
selbstlernende Algorithmen im Sinne Kunstlicher Intelligenz fortzuentwickeln und der
breiten Offentlichkeit zur Verfligung zu stellen. Seine Tatigkeit stelle auch Forschung
dar. Die streitgegenstandliche Vervielfaltigung betreffe den Kern der forschenden Tatig-
keit des Beklagten, da sie der Erstellung von Trainingsdatensatzen diene, die zur Erfor-
schung von generativer Bild-KI notwendig seien.

Allein dadurch, dass er 6ffentlich im Internet transparent mache, wie die Trainingsdaten-
satze erstellt wurden, leiste er einen Beitrag zur Gewinnung von Erkenntnissen tber das
Training kunstlicher Intelligenz. So kénnten andere Forscher die Schritte zur Erstellung
der Datensatze nachvollziehen und darauf aufbauen. Der Beklagte hat u.a. auf Auszeich-
nungen fur sich und fur wissenschaftliche Abhandlungen zum Datensatz verwiesen. Zu-
dem trainiere er, der Beklagte, auf Basis der von ihm erstellten Datensatze auch eigene

- Seite 5 von 33 -



30

31

32

33

34

35

36

37

38

KI-Modelle, um Erkenntnisse dartber zu gewinnen, wie Kl durch entsprechendes Training
verbessert werden konne.

Auch die in § 60 d Abs. 2 S. 3 UrhG geregelte Rickausnahme greife vorliegend nicht.
Eine finanzielle Unterstitzung in Form von Geld habe der Beklagte nicht von ..............
Al erhalten. Auch ein bestimmender Einfluss durch das Unternehmen .............. Al liege
nicht vor.

SchlieBlich liege klagerseitig eine sog. schlichte Einwilligung zugunsten der Nutzungen
durch den Beklagten vor. Die streitgegenstandliche Vervielfdltigung sei als Ubliche Nut-
zungshandlung einzuordnen.

Die Parteien haben erstinstanzlich nicht nachgelassene Schriftsatze vom 29.08.2024 und
11.09.2024 (Klager) bzw. vom 20.09.2024 (Beklagter) zur Akte gereicht.

Das Landgericht Hamburg hat durch Urteil vom 27.09.2024 die Klage abgewiesen. We-
gen der Einzelheiten wird auf das genannte Urteil Bezug genommen.

Mit der Berufung verfolgt der Klager seinen Unterlassungsantrag weiter.

Er tragt vor, dass das Urteil des Landgerichts unrichtig sei. Entgegen der Feststellung
des Landgerichts handele es sich bei dem streitgegenstandlichen Vorgang schon nicht
um Text und Data Mining, sodass weder die Schrankenbestimmung des § 44b UrhG noch
die des § 60d UrhG Anwendung finden kénnten. Aus der Uberpriifung eines bereits be-
stehenden Datensatzes hinsichtlich der Ubereinstimmung von Text und Bild mittels ei-
ner bereits bestehenden Software folge keinerlei Gewinn neuer Erkenntnisse. Bei der
Handlung des Beklagten handele es sich mangels statistischer Auswertung auch nicht
um den Gewinn von Informationen Uber Korrelationen. Das Landgericht verkenne rechts-
fehlerhaft, dass der vom Gesetzgeber intendierte Erkenntnisgewinn erst in einem mag-
lichen nachsten Schritt stattfinden kénnte und der Beklagte vorliegend allenfalls die Da-
ten fur das Text und Data Mining auf- oder vorbereitet habe. Der Ansicht des Landge-
richts zur Einschlagigkeit von Text und Data Mining widerspreche im vorliegenden Son-

derfall die Studie von .............. und ..o, (Anlage K 11). Der Klager verweist zu-
dem auf weitere Veroffentlichungen des Herrn .............. (in einem Fall mit der Mitautorin
Frau ......c......... ).

Der Klager tragt auBerdem vor, dass die Anwendbarkeit der Text und Data Mining-
Schranken jedenfalls am Drei-Stufen-Test scheitere. Wenn das Landgericht im Rahmen
des Drei-Stufen-Tests damit argumentiere, dass der Beklagte lediglich die Bild-Text-Paa-
re verglichen haben wolle, sei dies unzutreffend. Nach eigenen Angaben des Beklagten
in der Klageerwiderung wurden von diesem auch eigene Systeme mit dem gegenstandli-
chen Datensatz trainiert.

Es sei aullerdem die Nutzung des Trainingsdatensatzes durch Anbieter von Text-zu-Bild-
KI-Generatoren in den Blick zu nehmen. Durch das massenhafte Einverleiben von urhe-
berrechtlich geschitzten Werken komme es zu einer deutlichen Beeintrachtigung der
normalen Verwertung der Werke, da die durch den Einsatz von generativen KI-Systemen
geschaffenen Inhalte in vielen Fallen dazu dienen kénnten, Urheberinnen und Urheber zu
ersetzen.

Im Rahmen der Wurdigung der Voraussetzungen des § 60d UrhG habe das Landgericht
Hamburg rechtsirrig angenommen, dass die gegenstandliche Vervielfaltigung zu Zwe-
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cken der wissenschaftlichen Forschung erfolgt sei. Mit seiner Argumentation, dass die
Erstellung des Datensatzes ein grundlegender Arbeitsschritt gewesen sei und das Ziel
verfolgt habe, einen spateren Erkenntnisgewinn herzustellen, verlagere das Landgericht
faktisch die in § 60d UrhG manifestierte Zweckbindung auf beliebige Dritte, die im Zeit-
punkt der Vervielfaltigung zudem nicht einmal bekannt sein missten. Im Fokus der Norm
stinden klar Forschungsorganisationen. Eigene Forschungsleistungen zum Zeitpunkt der
hier vorgenommenen Vervielfaltigungshandlung habe der Beklagte indes nicht nachge-
wiesen. Die Ausweitung des § 60d UrhG auf einen Verein, der einen Datensatz kostenfrei
zur Verfligung stelle und damit ganz ausdrucklich nicht nur Forschende, sondern alle In-
teressierten adressiere, sei weder mit der Intention noch dem Wortlaut des § 60d UrhG
in Einklang zu bringen. Das Konstrukt, bei dem ein Verein die Erstellung eines sodann
von Dritten kommerziell genutzten Trainingsdatensatzes Gbernehme, damit sich der Ver-
ein auf § 60d UrhG und die Unternehmen, die an dem Datensatz trainierten, sich darauf
berufen kdnnten, Gberhaupt keine urheberrechtlich relevante Handlung vorzunehmen,
gleiche einer Aushéhlung der Rechte der Urheberinnen und Urheber.

Die dem Landgericht klagerseitig dargelegten Zusammenhange zwischen dem Beklag-
ten und Mitarbeitern des unstreitigen NutznieBers an dem gegenstandlichen Daten-

satz, e Al, wische das Landgericht mit dem Argument vom Tisch, dass nicht nach-
gewiesen worden sei, dass .............. Al bevorzugten Zugang zum gegenstandlichen Da-
tensatz erhalten habe.

Das Landgericht verkenne zudem, dass explizit und unbestritten vorgetragen worden
sei, dass der Beklagte dem kommerziellen Anbieter ................ gegen Zahlung einer
Geldsumme bevorzugten Zugang zu Trainingsdaten gegeben habe. Das Landgericht ver-
kenne dabei, dass sich aus der vorgetragenen Handlung des Beklagten im Zusammen-
hang mit der Datenlieferung an ................ bereits der bestimmende Einfluss im Sinne
des § 60d Abs. 2 S. 3 UrhG ergebe.

Das Landgericht wlrdige beide unbestrittenen Beziehungen zwischen dem Beklagten
und fuhrenden Kl-Anbietern im angegriffenen Urteil zudem nicht unter dem Aspekt, dass
dem Beklagten damit auch keine Verfolgung nichtkommerzieller Zwecke im Sinne des

§ 60d Abs. 2 S. 2 Ziff. 1 UrhG mehr zugesprochen werden kdnne.

In den Schriftsatzen des Beklagten lasse sich kein Forschungserfolg durch ein wirkliches
Forschungsinstitut erkennen, welcher auf den Datensatz des Beklagten zurtckzufihren
sei.

§ 60d UrhG kénne zudem nur dann anwendbar sein, wenn Daten die Forschungseinrich-
tung nicht verlieRen und damit kein Risiko bestehe, dass Interessen betroffener Urhe-
berinnen und Urheber dadurch missachtet wiirden, dass diese Daten kostenfrei an kom-
merzielle Unternehmen gegeben wirden.

Der Vollstandigkeit halber werde darauf hingewiesen, dass auch die Schranke des § 44b
UrhG nicht einschlagig sei.

Der Klager beantragt, wie folgt zu tenorieren:

Das Urteil des Landgericht Hamburg vom 27.09.2024 - 310 O 227/23 - wird ge-
andert und der Beklagte wird verurteilt, es bei Meidung eines Ordnungsgeldes
von je bis zu 250.000,00 €, ersatzweise Ordnungshaft bis zu 6 Monate, fiir jeden
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einzelnen Fall der Zuwiderhandlung zu unterlassen, die nachfolgend abgebildete
Fotografie
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zur Erstellung von Kl-Trainingsdatensatzen zu vervielfaltigen und/oder verviel-
faltigen zu lassen, wie geschehen im Rahmen der Herstellung des Datensat-

Der Beklagte beantragt,
die Berufung zurtckzuweisen.

Der Beklagte tragt vor, dass das Landgericht in seinem Urteil rechtsfehlerfrei angenom-
men habe, dass die Urheberrechtsschranken zum Text und Data Mining gemaR §§ 44b,
60d UrhG auf die streitgegenstandliche Handlung des Beklagten anwendbar seien. Das
Landgericht habe zutreffend festgestellt, dass die Handlung des Beklagten zu Zwecken
der Gewinnung von Informationen Gber Korrelationen stattgefunden habe. Entgegen der
Auffassung des Klagers sei es gerade keine Voraussetzung des § 44b UrhG, dass die ge-
wonnenen Informationen neue Erkenntnisse in dem Sinne hervorbringen mussten, dass
diese zuvor nicht in den auszuwertenden Informationen enthalten waren. Aus der Geset-
zesbegrindung ergebe sich ausdriicklich, dass der Gesetzgeber Vervielfaltigungen erlau-
ben wollte, die im Vorfeld zur eigentlichen Analyse stattfanden.

Auch der Drei-Stufen-Test stltze das Ergebnis des Landgerichts. Insbesondere berlhre
die in Frage stehende Handlung des Beklagten nicht die tbliche und geschaftlich rele-
vante Verwertung des Werks des Klagers.Im Rahmen des Drei-Stufen-Tests seien aus-
schlieBlich die temporare Vervielfaltigung fur die Herstellung eines Datensatzes und der
damit verfolgte Zweck in Augenschein zu nehmen und nicht etwa eine anschlieBende
Verlinkung von ohnehin 6ffentlich im Internet rechtmaRig verfugbaren Lichtbildern des
Klagers.

Das Landgericht habe ebenso fehlerfrei erkannt, dass sich der Beklagte als Forschungs-
organisation auf die Text und Data Mining-Schranke des § 60d UrhG berufen kénne. Letz-
ten Endes komme es nicht darauf an, ob ein Erkenntnisgewinn durch Dritte ausreiche.
Der Beklagte habe erstinstanzlich vorgetragen und bewiesen, dass er selbst Erkenntnis-
gewinn aus dem Datensatz schopfe. Die Validierung von Tauglichkeit und Qualitat ei-
nes Trainingsdatensatzes bringe selbstredend Erkenntnisgewinne Uber die richtige bzw.
ideale Auswahl von Trainingsdaten mit sich und unterstiitze somit die Verbesserung des
KI-Trainings. Das Landgericht habe auch rechtsfehlerfrei erkannt, dass der Beklagte kei-
ne kommerziellen Zwecke verfolge.

Auf die Text und Data Mining-Schranke in § 44b Abs. 2 UrhG komme es, wie das Land-
gericht richtig festgestellt habe, nicht mehr an, da der speziellere Tatbestand des § 60d
UrhG bereits greife. Die weiteren Ausfiihrungen des Landgerichts im Obiter Dictum er-
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forderten allerdings eine Entgegnung. Die Voraussetzungen von § 44b UrhG seien vorlie-
gend ebenfalls erflllt. Das Landgericht habe auf der Grundlage eines insoweit nicht fest-
gestellten Sachverhalts spekulative Annahmen zu Méglichkeiten der Maschinenlesbar-
keit von Nutzungsvorbehalten gemacht.

Der Inhaber einfacher Nutzungsrechte, wie vorliegend der Betreiber der Website ww-
Worriieniiinnns photo.com, habe kein Verbotsrecht und keine Abwehrbefugnis gegenlber
Dritten. AuBerdem sei der Nutzungsvorbehalt auf der Webseite .............. photo.com pau-
schal, in hohem Male generisch und allgemein gehalten. Der Auslegung des Merkmals
der Maschinenlesbarkeit in § 44b Abs. 3 UrhG im Obiter Dictum des erstinstanzlichen Ur-
teils sei entschieden entgegenzutreten. Dass ein in natlrlicher Sprache abgefasster Nut-
zungsvorbehalt als ,maschinenverstandlich” aufzufassen sei, gehe fehl. Nach zutreffen-
der Ansicht sei der Klager darlegungs- und beweisbelastet fir den Umstand, dass das
Auffinden und Verarbeiten des vermeintlich von ihm erklarten Nutzungsvorbehalts mit
angemessenen bzw. verhaltnismaRigen Kosten im Rahmen eines automatisierten Ver-
fahrens maoglich gewesen sei. Der Klager habe jedoch noch nicht einmal dargelegt, ge-
schweige denn bewiesen, dass im Zeitpunkt der streitgegenstandlichen Vervielfaltigung
im Jahr 2021 Uberhaupt ausreichende Technologien vorhanden gewesen seien, um ei-
nen in natlrlicher Sprache abgefassten Nutzungsvorbehalt zu erkennen. AGB kdénnten
mittels automatisierter Technologie nicht sicher ausgelesen werden. Das gelte fir das
Jahr 2025 und damit umso mebhr fiir das Jahr 2021. Das Kriterium von ,maschinenlesba-
ren” Nutzungsvorbehalten kénne nur erfullt werden, wenn diese automatisch gefunden,
verstanden und richtig zugeordnet werden kénnten, ohne dass Ungenauigkeiten oder
Fehlinterpretationen zu beflrchten seien. Dies erfordere strukturierte Daten. Andernfalls
waren die Privilegierungen des Text und Data Minings vollig nutzlos, da kein Nutzer das
prohibitiv wirkende Risiko eingehen kénnte. Um das vom EU-Gesetzgeber und dem deut-
schen Gesetzgeber gewlinschte vollautomatische Text und Data Mining zu ermdglichen
und damit Anreize flr Innovationen zu schaffen, sei es unerlasslich, technische Parame-
ter zu definieren, die automatisierten Programmen wie Crawlern mitteilten, ob und wel-
che Webseiteninhalte fir Text und Data Mining verwendet werden durften.

Wegen des weiteren Vortrags der Parteien wird auf die eingereichten Schriftsatze nebst
Anlagen sowie auf das Sitzungsprotokoll des Senats vom 08.10.2025 Bezug genommen.

Die zuladssige Berufung des Klagers ist unbegrindet, da die Klage zuldssig, aber unbe-
grindet ist.

1. Die Klage ist zulassig.

Der in der Berufungsinstanz noch streitgegenstandliche klagerische Antrag ist darauf ge-
richtet, dass es der Beklagte unterlasst, die im Klagantrag wiedergegebene Fotografie

zur Erstellung von Kl-Trainingsdatensatzen zu vervielfaltigen und/oder verviel-
faltigen zu lassen, wie geschehen im Rahmen der Herstellung des Datensat-

Der klagerische Antrag ist hinreichend bestimmt i.S.d. § 253 Abs. 2 Nr. 2 ZPO. Eine hin-
reichende Bestimmtheit ist fir gewdhnlich gegeben, wenn auf die konkrete Verletzungs-
handlung Bezug genommen wird und der Klageantrag zumindest unter Heranziehung
des Klagevortrags unzweideutig erkennen Iasst, in welchen Merkmalen des angegriffe-
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nen Verhaltens die Grundlage und der Anknlpfungspunkt fiir den geltend gemachten
VerstolR und damit das Unterlassungsgebot liegen soll (BGH GRUR 2022, 1336 Rn. 12 -
dortmund.de).

Vorliegend sind interne Vorgange beim Beklagten streitgegenstandlich, sodass die kon-
krete Verletzungshandlung nicht bildlich dargestellt werden kann. Fur die Parteien und
auch fur das Gericht ist hinreichend klar, welche konkrete Nutzungshandlung angegriffen
wird. Angegriffen wird die von dem Beklagten vorgenommene Vervielfaltigung (Down-
load) im Prozess der Erstellung des Datensatzes. Durch die Bezugnahme auf den konkre-
ten Datensatz (......... ) wird die Nutzungshandlung identifiziert. An welchen Stellen des
Prozesses der Erstellung des Datensatzes ein Download stattfindet, ergibt sich aus der
von der Klagerseite in der Klagschrift eingeblendeten Grafik, die der Webseite des Be-
klagten entnommen wurde (S. 8 der Klagschrift).

Im erstinstanzlichen Schriftsatz vom 11.04.2024 hat der Beklagte unbestritten vorgetra-
gen, dass die fur die Erstellung des Datensatzes erforderlichen Downloads in der zweiten
Jahreshalfte 2021 vorgenommen worden seien.

Soweit der Klager in der Klagschrift erganzend auf eine Ausarbeitung des Wissenschaftli-
chen Dienstes des Deutschen Bundestags aus 2018 Bezug genommen hat, die allgemei-
ne Ausflihrungen zu Kl und damit im Zusammenhang stehenden Vervielfaltigungshand-
lungen enthalt, ist dem klagerischen Vortrag nicht zu entnehmen, dass der Klager vorlie-
gend geltend macht, dass seitens des Beklagten tber den Download hinausgehende Ver-
vielfaltigungshandlungen stattgefunden haben. Das Landgericht hat demnach zu Recht

- und mit der Berufung auch nicht angegriffen - nur auf den Download als streitgegen-
standliche Vervielfaltigungshandlung abgestellt (S. 2 und S. 9 f. des landgerichtlichen Ur-
teils).

Den Auskunftsantrag, der auf Auskunft (ber den Umfang der Nutzung der Fotografie
gerichtet gewesen ist, hat der Kldger in Folge des Vortrags des Beklagten, dass der fur
die Erstellung des Datensatzes erforderliche Download in der zweiten Jahreshalfte 2021
stattgefunden habe, erstinstanzlich fur erledigt erklart. Der Beklagte hat sich dieser Tei-
lerledigungserklarung angeschlossen.

2. Die Klage ist unbegriindet. Dem Klager steht kein Unterlassungsanspruch gem. § 97
Abs. 1 UrhG zu.

a. Bei der streitgegenstandlichen Fotografie handelt es sich um ein Lichtbild i.S.d. § 72
Abs. 1 UrhG. Das Landgericht hat zutreffend festgestellt, dass die streitgegenstandliche
Fotografie jedenfalls ein Lichtbild i.S.d. § 72 Abs. 1 UrhG darstellt. Ein Schutz als Licht-
bildwerk i.S.d. § 2 Abs. 2 Nr. 5 UrhG ist vorliegend nicht festzustellen. Der Klager spricht
zwar von seiner Fotografie als ,,Werk". Entsprechender Vortrag des Klagers zu einem
Schutz als Lichtbildwerk i.S.d. § 2 Abs. 2 Nr. 5 UrhG ist aber nicht erfolgt.

b. Der Klager ist aktivlegitimiert. Das Landgericht hat auf der Grundlage dessen, dass
der Klager in der erstinstanzlichen mindlichen Verhandlung eine hochauflésende Ver-
sion der streitgegenstandlichen Fotografie und Parallelaufnahmen vorgelegt hat, fest-
gestellt, dass der Klager die streitgegenstandliche Fotografie erstellt hat. Hierzu verhalt
sich der Beklagte in seiner Berufungserwiderung nicht. Insoweit bestehen keine Zweifel
an der Richtigkeit der landgerichtlichen Feststellung (§ 529 Abs. 1 Nr. 1 ZPO).
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c. Der Beklagte hat die Fotografie vervielfaltigt i.S.d. § 16 Abs. 1 UrhG. Der unstreitige
Download der Fotografie stellt eine Vervielfaltigung dar.

d. Die Zustimmung des Klagers hat der Beklagte nicht eingeholt. Auch hat der Beklag-
te keine Lizenz bei der Bildagentur .............. eingeholt, von deren Webseite die Fotogra-
fie heruntergeladen wurde. Das Landgericht hat vielmehr festgestellt, dass der Beklag-
te nicht das , Originalbild“ — das von der Bildagentur .............. nur bei Erwerb einer Li-
zenz zur Verfligung gestellt worden ware —, sondern eine mit einem Wasserzeichen der
Bildagentur versehene Fassung des Bildes heruntergeladen hat. Hierbei handelte es sich
laut Landgericht ersichtlich um das auf der Agenturseite quasi zu Werbezwecken einge-
stellte Vorschaubild. Zweifel an dieser Feststellung des Landgerichts bestehen nicht.

e. Die Nutzung ist allerdings durch urheberrechtliche Schrankenregelungen gerecht-
fertigt. Vorliegend greift die Schranke des § 44b UrhG, deren Anwendbarkeit das Land-
gericht offen gelassen hat. AuBerdem hat das Landgericht im Ergebnis zu Recht eine
Rechtfertigung durch die Schrankenregelung des § 60d UrhG bejaht.

aa. Gem. § 44b Abs. 2 S. 1 UrhG sind Vervielfaltigungen von rechtmaBig zuganglichen
Werken fir das Text und Data Mining zulassig. Gem. § 44b Abs. 3 UrhG sind Nutzungen
nach § 44b Abs. 2 S. 1 UrhG nur zuldssig, wenn der Rechtsinhaber sich diese nicht vor-
behalten hat. Ein Nutzungsvorbehalt bei online zuganglichen Werken ist nur dann wirk-
sam, wenn er in maschinenlesbarer Form erfolgt. § 44b UrhG wurde in Umsetzung von
Art. 4 der Richtlinie (EU) 2019/790 vom 17. April 2019 Uber das Urheberrecht und die
verwandten Schutzrechte im digitalen Binnenmarkt und zur Anderung der Richtlinien
96/9/EG und 2001/29/EG (im Folgenden: ,,DSM-RL") in das UrhG eingefugt (vgl. Dreier in
Dreier/Schulze, UrhG, 8. Aufl., § 44b Rn. 2).

aaa. Vorliegend handelt es sich bei dem streitgegenstandlichen Download um eine Ver-
vielfaltigung fur das Text und Data Mining.

Gem. § 44b Abs. 1 UrhG ist Text und Data Mining die automatisierte Analyse von einzel-
nen oder mehreren digitalen oder digitalisierten Werken, um daraus Informationen ins-
besondere Uber Muster, Trends und Korrelationen zu gewinnen.

(1) Bei der online abrufbaren Fotografie handelt es sich um ein digitales Werk.

(2) Die Vervielfaltigung diente der automatisierten Analyse. Nach der insoweit klager-
seitig nicht angegriffenen Feststellung des Landgerichts erfolgte der Download, um den
Bildinhalt mittels einer Software mit der bereits hinterlegten Bildbeschreibung abzuglei-
chen.

(3) Das Landgericht ist zu dem zutreffenden Ergebnis gelangt, dass die Analyse der Bild-
datei zum Abgleich mit einer vorbestehenden Bildbeschreibung eine Analyse zum Zwe-
cke der Gewinnung von Informationen i.S.d. § 44b Abs. 1 UrhG darstellt.

Ziel des Text und Data Minings muss es gem. § 44b Abs. 1 UrhG sein, Informationen ins-
besondere Uber Muster, Trends und Korrelationen zu gewinnen.

Ein Ziel einer automatisierten Auswertung i.S.d. § 44b Abs. 1 UrhG kann das Erkennen
eines Musters in einer Vielzahl von Werken sein (vgl. Dreier in Dreier/Schulze, UrhG, 8.
Aufl., § 44b Rn. 5). Hierauf ist die Anwendung des § 44b UrhG aber nicht beschrankt (vgl.
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Dreier in Dreier/Schulze, UrhG, 8. Aufl., § 44b Rn. 5 f.). Bereits nach dem Wortlaut des

§ 44b Abs. 1 UrhG erfasst das Text und Data Mining im Sinne dieser Vorschrift auch die
automatisierte Analyse von einzelnen digitalen oder digitalisierten Werken, um daraus
Informationen insbesondere Uber Muster, Trends und Korrelationen zu gewinnen. Auch in
der Gesetzesbegriindung heiflSt es, dass es auch zulassig ist, ein einzelnes Werk automa-
tisiert auszuwerten (BT-Drs. 19/27426, S. 88).

Zu Recht ist das Landgericht davon ausgegangen, dass die Feststellung, ob ein konkre-
tes Bild und eine konkrete Bildbeschreibung zusammenpassen, eine Korrelation im Sinne
des § 44b Abs. 1 UrhG darstellt. Im Bereich der Statistik wird der Begriff der Korrelation
fur den - nicht notwendigerweise kausalen, sondern auch zufalligen - Zusammenhang
zwischen bestimmten Erscheinungen verwendet (vgl. https://www.duden.de/rechtschrei-
bung/Korrelation). Hierauf ist der Begriff aber nicht beschrankt. Vielmehr handelt es sich
- allgemeiner - bei einer Korrelation um eine wechselseitige Beziehung (vgl. https://ww-
w.duden.de/rechtschreibung/Korrelation). Das Zusammenpassen von Bild und Text stellt
eine solche wechselseitige Beziehung dar.

Selbst wenn das Vorliegen einer Korrelation zu verneinen ware, ware jedenfalls der Zu-
sammenhang zwischen Bild und Text als (sonstige) Information i.S.d. § 44b Abs. 1 UrhG
anzusehen. Das Gesetz nennt Muster, Trends und Korrelationen lediglich als Regelbei-
spiele (,insbesondere”; vgl. Paul in BeckOK IT-Recht, 19. Ed., § 44b UrhG Rn. 3a; Bom-
hard in BeckOK UrhR, 46. Ed., § 44b UrhG Rn. 11). Auch in der Definition von ,Text und
Data Mining” in Art. 2 Nr. 2 DSM-RL heiRt es, der Begriff bezeichne eine Technik flr die
automatisierte Analyse von Texten und Daten in digitaler Form, mit deren Hilfe Informa-
tionen unter anderem — aber nicht ausschlieBlich — Uber Muster, Trends und Korrelatio-
nen gewonnen werden kénnen.

Allerdings sind diese Regelbeispiele bei der Auslegung des Begriffs der , Information” zu
berlcksichtigen. Die Regelbeispiele Muster, Trends und Korrelationen sprechen dafur,
dass die Informationen, die gewonnen werden sollen, Zusammenhange, Strukturen und/
oder Ablaufe betreffen.

Die Analyse, ob die streitgegenstandliche Fotografie mit der vorhandenen Bildbeschrei-
bung zusammenpasst, dient der Gewinnung einer Information tGber den Zusammenhang
zwischen Bild und Bildbeschreibung und fallt damit unter § 44b Abs. 1 UrhG. Offen blei-
ben kann daher, ob auch das mittelbare Ziel eines werklbergreifenden Informationsge-
winns einzubeziehen ist, das darauf gerichtet ist, bei dem spateren Kl-Training auf der
Basis des Datensatzes es der Kl zu ermdglichen, werkibergreifende Muster zu erkennen
(laut Beklagtenvortrag auf S. 11 der Klagerwiderung etwa, dass Bananen meist in gelber
Farbe dargestellt werden).

Da bereits der Abgleich zwischen Bild und Bildbeschreibung eine Analyse zum Zwecke
der Gewinnung von Informationen i.S.d. § 44b Abs. 1 UrhG darstellt, kommt es darauf,
ob das spatere Training generativer KI-Modelle die Voraussetzungen des § 44b Abs. 1
UrhG erfiillt (vgl. LG Minchen | GRUR-RS 2025, 30204; Bomhard in BeckOK UrhR, 47.
Ed., § 44b UrhG Rn. 11a m.w.N.; Paul in BeckOK IT-Recht, 19. Ed., § 44b UrhG Rn. 3a;
Pesch in Spindler/Schuster/Kaesling, Recht der elektronischen Medien, 5. Aufl., § 44b Rn.
20; von Welser GRUR-Prax 2023, 516 Rn. 19; Baumann NJW 2023, 3673 Rn. 14; Drege-
lies GRUR 2024, 1484, 1486; Konertz WRP 2025, 1253, 1255 ff.; Rauer/Bibi WRP 2025,
33,35 ff; v, Lo, , Urheberrecht und Training generativer KI-Modelle (An-
lage K 11), S. 66 ff., vgl. aber auch .............. [ovoiiiiiiiinnnn, ,a.a.0., S. 95, zur Frage der Be-
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deutung des Art. 4 DSM-RL bei Nutzungen im Vorfeld des Trainingsprozesses fur ein ge-
neratives KI-Modell), vorliegend nicht an.

Die Normen zum Text und Data Mining (8§ 44b, 60d UrhG) sind auch nicht teleologisch
dahingehend einzuschranken, dass sie vorbereitende Mallnahmen flr das KlI-Training
nicht erfassen. § 44b UrhG wurde durch das am 07.06.2021 in Kraft getretene Gesetz zur
Anpassung des Urheberrechts an die Erfordernisse des digitalen Binnenmarktes einge-
flgt. In der Begrindung zu diesem Gesetz heilst es:

»Durch die neuen beziehungsweise modifizierten gesetzlichen Erlaubnisse

(88 44b, 60a ff. UrhG-E) speziell im Bildungs- und Wissenschaftsbereich an Schu-
len, Hochschulen und Forschungsorganisationen sowie bei wichtigen Wissensin-
stitutionen wie Bibliotheken erhalten mehr Menschen Zugang zu Inhalten (Prin-
zip einer nachhaltigen Entwicklung Nummer 5). [...] Sie erweitern aullerdem die
Nutzung urheberrechtlich geschitzter Werke und sonstiger Schutzgegenstande
mittels Text und Data Mining fur die wissenschaftliche Forschung und far sonsti-
ge Zwecke, um so Innovationen zu férdern (Prinzip einer nachhaltigen Entwick-
lung Nummer 6, Nachhaltigkeitsindikator Nummer 9.1). Diese ist fur das maschi-
nelle Lernen als Basis-Technologie fiir Kiinstliche Intelligenz von besonderer Be-
deutung” (BT-Drs. 19/27426, S. 60).

Auch der Europaische Gesetzgeber geht von der Anwendung der Text und Data Mining-
Vorschriften auf KI-Modelle aus. In Art. 53 Abs. 1 lit. ¢ KI-VO (Verordnung (EU) 2024/1689
vom 13.06.2024), heilt es: ,Anbieter von KI-Modellen mit allgemeinem Verwendungs-
zweck: [...] bringen eine Strategie zur Einhaltung des Urheberrechts der Union und da-
mit zusammenhangender Rechte und insbesondere zur Ermittlung und Einhaltung eines
gemal Artikel 4 Absatz 3 der Richtlinie (EU) 2019/790 geltend gemachten Rechtsvor-
behalts, auch durch modernste Technologien, auf den Weg.” Der in Bezug genommene
Art. 4 DSM-RL hat Ausnahmen und Beschrankungen fir das Text und Data Mining zum
Inhalt. Die Erwagungsgrinde 99 und 105 der KI-VO nehmen auf generative KI-Modelle
Bezug.

AulBerdem haben ausweislich der Erwagungsgrinde der DSM-RL Verfahren des Text und
Data Minings auch flr die Entwicklung neuer Anwendungen oder Technologien eine hohe
Bedeutung (Erwagungsgrund 18 der DSM-RL). AuRerdem mussen laut Erwagungsgrund
3 der DSM-RL die einschlagigen Rechtsvorschriften zukunftstauglich sein, damit die tech-
nologische Entwicklung nicht behindert wird.

Soweit in der Literatur die Auffassung vertreten wird, beim Text und Data Mining i.S.d.

§ 44b Abs. 1 UrhG sollten nur ,in den Daten verborgene Informationen erschlossen”,
nicht aber der Inhalt der geistigen Schépfung genutzt werden (vgl. Schack NJW 2024,
113 Rn. 8; vgl. auch .............. Lo, , Urheberrecht und Training generativer KI-Mo-
delle, Anlage K 11, S. 2, 67 ff., die zwischen ,,semantischen Informationen” (Ideen und
Inhalte) und ,syntaktischen Informationen” (konkrete Form/Ausgestaltung) unterschei-
den; vgl. auch .............. GRUR 2024, 1676), fihrt auch dies zu keiner anderen Betrach-
tung. Bei dem Abgleich zwischen Bild und Bildbeschreibung wird nur die im Bild enthalte-
ne ,Information“ ausgewertet und nicht dessen konkrete Ausgestaltung. Dass der Daten-
satz spater flr das Training generativer Kl genutzt werden kann und auch soll, steht der
Anwendung des § 44b Abs. 1 UrhG auf die streitgegenstandliche Vervielfaltigung nicht
entgegen. Bei diesem Training werden nicht die beklagtenseitig angefertigten Vervielfal-
tigungen genutzt. Etwaige Auswirkungen auf die Auswertungsmadglichkeiten des Urhe-
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bers/Leistungsschutzberechtigten sind im Rahmen des Drei-Stufen-Tests zu beriicksichti-
gen.

Dass nach der Gesetzesbegrindung Handlungen nicht vom Zweck des § 44b Abs. 1 UrhG
gedeckt sind, die ausschlieflich darauf gerichtet sind, Inhalte zu sammeln und zu spei-
chern, um digitale Parallel-Archive zu schaffen (BT-Drs. 19/27426, 88), steht vorliegend
der Anwendbarkeit des § 44b Abs. 1 UrhG auf die streitgegenstandliche Vervielfaltigung
ebenfalls nicht entgegen. Der Klager hat zwar bestritten, dass der Beklagte die Fotogra-
fie wieder geléscht hat, dem Vortrag des Beklagten, dass der Datensatz lediglich Hyper-
links und weitere Metadaten zu den Bildern enthalte, ist der Klager aber weder erstin-
stanzlich noch in der Berufungsinstanz in erheblicher Weise entgegengetreten. Die Fest-
stellung des Landgerichts, dass in den Datensatz nicht die Bilder, sondern nur Hyperlinks
aufgenommen wurden (S. 7 des landgerichtlichen Urteils), hat der Klager mit seiner Be-
rufung nicht angegriffen. Die Feststellung des Landgerichts ist dementsprechend nach

§ 529 Abs. 1 Nr. 1 ZPO zugrunde zu legen.

Soweit der Klager im erstinstanzlich nicht nachgelassenen Schriftsatz vom 29.08.2024
vorgetragen hat, die streitgegenstandliche Fotografie sei in einer Amazon Cloud gespei-
chert, ist dieser Vortrag nach § 296a ZPO unbeachtlich. In der Berufungsbegriindung hat
der Klager diesen Vortrag nicht wiederholt (vgl. Bacher in BeckOK ZPO, 58. Ed., § 296a
Rn. 9; RAR in Musielak/Voit, ZPO, 22. Aufl., § 296a Rn. 6; Pritting in MUKoZPO, 7. Aufl.,

§ 296a Rn. 9; Greger in Zoéller, ZPO, 36. Aufl., § 296a Rn. 3).

Einen Loschungsanspruch nach § 44b Abs. 2 S. 2 UrhG (vgl. Dreier in Dreier/Schulze,
UrhG, 8. Aufl., § 44b Rn. 15) macht der Klager vorliegend nicht geltend.

(4) Es handelt sich bei der auf der Webseite der Agentur .............. abrufbaren Fotografie
auch um ein rechtmalSiig zugangliches Werk i.S.d. § 44b Abs. 2 S. 1 UrhG. Diese Feststel-
lung des Landgerichts ist mit der Berufung nicht angegriffen worden.

(5) Der Nutzung steht vorliegend nicht ein Nutzungsvorbehalt i.S.d. § 44b Abs. 3 UrhG
entgegen. § 44b Abs. 3 UrhG lautet:

»Nutzungen nach Absatz 2 Satz 1 sind nur zulassig, wenn der Rechtsinhaber sich
diese nicht vorbehalten hat. Ein Nutzungsvorbehalt bei online zuganglichen Wer-
ken ist nur dann wirksam, wenn er in maschinenlesbarer Form erfolgt.”

Angesichts der Formulierung des § 44b Abs. 3 S. 1 UrhG als Voraussetzung der Anwend-
barkeit der Schrankenregelung liegt die Beweislast daflir, dass sich der Rechtsinha-

ber die Nutzung nicht vorbehalten hat, beim Nutzer (vgl. AmtiBegr. BT-Drs. 19/27426,
S. 89; Dreier in Dreier/Schulze, UrhG, 8. Aufl., § 44b Rn. 9; Paul in BeckOK IT-Recht, 20.
Ed., § 44b UrhG Rn. 5; Sattler in Borges/Keil, Big Data, 1. Aufl., § 10 Rn. 139; Bullinger in
Wandtke/Bullinger, UrhG, 6. Aufl., § 44b; Grimm/Minster GRUR-Prax 2025, 443 Rn. 27;
a.A. Pesch in Spindler/Schuster/Kaesling, UrhG, 5. Aufl., § 44b Rn. 47), vorliegend beim
Beklagten.

Zwar spricht hingegen die Formulierung in Art. 4 Abs. 3 DSM-RL dafiir, dass die Beweis-
last beim Rechtsinhaber liegt (,,Die Ausnahmen und Beschrankungen nach Absatz 1 fin-
den Anwendung, sofern die jeweiligen Rechteinhaber die in Absatz 1 genannten Wer-
ke und sonstigen Schutzgegenstande nicht ausdrucklich in angemessener Weise, et-
wa mit maschinenlesbaren Mitteln im Fall von online veréffentlichten Inhalten, mit ei-
nem Nutzungsvorbehalt versehen haben.”). Allerdings hat der europaische Gesetzgeber
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es angesichts der Formulierung ,.eine Ausnahme oder Beschrankung” in Art. 4 DSM-RL
den Mitgliedstaaten freistellt, ob sie beim Text und Data Mining den Schutzgegenstand
des Urheberrechts von vornherein begrenzen oder einen Ausnahmetatbestand schaffen
(vgl. Wulf/Lébeth GRUR 2024, 737, 741; Grimm/Munster GRUR-Prax 2025, 443 Rn. 29;
vgl. auch Schack GRUR 2021, 904, 907). Entscheidet sich ein Mitgliedstaat - wie vorlie-
gend Deutschland -, das Text und Data Mining zum Gegenstand einer Schrankenrege-
lung zu machen, folgen daraus auch entsprechende Darlegungs- und Beweisregeln, weil
grundsatzlich derjenige, der sich auf eine Schranke beruft, auch deren Voraussetzungen
darlegen und beweisen muss. Wie ausgefuhrt, hat sich der deutsche Gesetzgeber dazu
entschieden, die Darlegungs- und Beweislast fur das Fehlen eines Nutzungsvorbehalts
grundsatzlich (s. aber unten zur Frage der Maschinenlesbarkeit) dem Nutzer aufzuerle-
gen.

Den Rechtsinhaber trifft aber eine sekundare Darlegungslast (vgl. Dreier in Dreier/Schul-
ze, UrhG, 8. Aufl., § 44b Rn. 9; Sattler in Borges/Keil, Big Data, 1. Aufl., § 10 Rn. 139;
Pesch in Spindler/Schuster/Kaesling, UrhG, 5. Aufl., § 44b Rn. 47). Den Prozessgegner
der fur eine negative Tatsache beweisbelasteten Partei trifft eine sekundare Darlegungs-
last, deren Umfang sich nach den Umstanden des Einzelfalls richtet (vgl. BGH Beschl. v.
20.6.2017 - VI ZR 505/16, BeckRS 2017, 117730 Rn. 4). Gendigt ein Anspruchsgegner
seiner sekundaren Darlegungslast nicht, gilt die Behauptung des Anspruchstellers nach
§ 138 ZPO als zugestanden (vgl. BGH NJW-RR 2025, 1004 Rn. 39). Der Rechteinhaber
muss im Streitfall darlegen, dass ein Nutzungsvorbehalt vorhanden war und wie dieser
ausgestaltet war. Dieser erweiterten Darlegungslast ist der Kldger vorliegend durch den
Hinweis auf den Vorbehalt in den Nutzungsbedingungen des Anbieters .............. und im
Quellcode der Webseite von .............. nachgekommen.

Der Vorbehalt in den Nutzungsbedingungen des Anbieters .............. und im Quellcode
der Webseite von .............. schliet vorliegend die streitgegenstandliche Nutzung der
vom Klager erstellten Fotografie nicht aus.

(a) Der Klager kann sich vorliegend grundsatzlich auf einen von der Bildagentur ..............
ausgesprochenen Vorbehalt berufen, obwohl .............. nur einfache Nutzungsrechte in-
nehatte.

Ob mit dem Begriff des Rechteinhabers auch der Inhaber einfacher Nutzungsrechte ge-
meint ist, ist flr jede Vorschrift eigenstandig zu bestimmen. Sowohl der europaische als
auch der deutsche Gesetzgeber verwenden den Begriff jeweils auf unterschiedliche Wei-
se.

In der Richtlinie 2001/29/EG vom 22.05.2001 zur Harmonisierung bestimmter Aspek-

te des Urheberrechts und der verwandten Schutzrechte in der Informationsgesellschaft
(im Folgenden: InfoSoc-RL) wird der Begriff des ,,Rechtsinhabers” etwa in Art. 4, Art. 5
und Art. 8 verwendet. Insbesondere Erwagungsgrund 25 spricht daflr, dass insoweit mit
Rechtsinhaber im Sinne der Richtlinie der Urheber bzw. Inhaber ausschlieflicher Nut-
zungsrechte gemeint ist (,,Es sollte klargestellt werden, dass alle durch diese Richtlinie
anerkannten Rechtsinhaber das ausschlielSliche Recht haben sollten, urheberrechtlich
geschiitzte Werke und sonstige Schutzgegenstéande im Wege der interaktiven Ubertra-
gung auf Abruf fir die Offentlichkeit zuganglich zu machen*).

In Art. 3 Abs. 3 S. 1 DSM-RL erfasst hingegen der Begriff des Rechteinhabers auch den
Inhaber einfacher Nutzungsrechte. Dort heilst es: ,Die Rechteinhaber missen MalRnah-
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men durchfiihren kénnen, um die Sicherheit und Integritat der Netze und Datenbanken
zu wahren, in denen die Werke oder sonstigen Schutzgegenstande gespeichert sind.”
Umgesetzt wird diese Vorgabe in Deutschland durch § 60d Abs. 6 UrhG (,,Rechtsinhaber
sind befugt, erforderliche MaBnahmen zu ergreifen, um zu verhindern, dass die Sicher-
heit und Integritat ihrer Netze und Datenbanken durch Vervielfaltigungen nach Absatz 1
gefahrdet werden.”). Abgestellt wird somit auf den Speicherort. Es soll einer Einschran-
kung des Onlineangebots fiir andere Nutzer durch die Uberlastung der Server aufgrund
der unzahligen Zugriffe wahrend der Vervielfaltigungshandlungen vorgebeugt werden
(vgl. Bullinger in Wandtke/Bullinger, UrhG, 6. Aufl., § 60d Rn. 35). Im Fall der Einrdumung
von Nutzungsrechten erfolgt die Speicherung nicht (zwangslaufig) durch den Urheber,
sondern (auch) durch den Inhaber der (auch einfachen) Nutzungsrechte.

Art. 4 DSM-RL und damit auch der diese Vorgabe umsetzende § 44b UrhG sind dahinge-
hend zu verstehen, dass derjenige, der sich auf die Schrankenregelung beruft, grund-
satzlich auch Vorbehalte beachten muss, die von einem Inhaber einfacher Nutzungsrech-
te ausgesprochen werden, sofern fur die Nutzung des Werks auf eine Quelle zugegriffen
wird, die von dem Inhaber einfacher Nutzungsrechte stammt (vgl. Leistner GRUR 2024,
1665, 1671; a.A. Pukas K&R 2025, 677, 681; Rauer/Bibi WRP 2025, 33, 38: nur unter den
Voraussetzungen der §§ 164 ff. BGB analog).

§ 44b UrhG sieht eine Opt-out-Lésung fur eine Nutzung vor, die im Grundsatz erfolgen
darf, ohne dass hierflr vom Urheber/Leistungsschutzberechtigten bzw. Inhaber der aus-
schlieBliche Nutzungsrechte Lizenzen erteilt wurden. Die Entscheidung, ob und in wel-
cher Weise ein Werk bzw. Leistungsschutzrecht genutzt wird, obliegt grundsatzlich dem
Urheber/Leistungsschutzberechtigten bzw. dem Inhaber ausschlieBlicher Nutzungsrech-
te und in der Regel nicht dem Inhaber einfacher Nutzungsrechte (vgl. zu § 61d Abs. 2
UrhG (Widerspruchsrecht des Rechtsinhabers): Raue in Dreier/Schulze, UrhG, 8. Aufl.,

§ 61d Rn. 10; zu §§ 7 ff. UrhDaG (Blockierverlangen): Bullinger in Wandtke/Bullinger,
UrhG, 6. Aufl., § 7 UrhDaG Rn. 8; vgl. auch Kefferputz in Wandtke/Bullinger, UrhG, 6.
Aufl., §§ 111b, 111c Rn. 16).

Bei der Auslegung ist aber zu berlcksichtigen, dass die Regelung des § 44b Abs. 3 UrhG
die Vorgabe aus Art. 4 Abs. 3 DSM-Richtlinie umsetzt und daher der , effet utile” (prak-
tische Wirksamkeit des Unionsrechts; so auch Leistner GRUR 2024, 1665, 1671) zu ge-
wahrleisten ist.

Zur effektiven Wahrung der Entscheidungsrechte des Urhebers/Leistungsschutzberech-
tigten bzw. Inhabers ausschlieBlicher Nutzungsrechte bzgl. der Zulassung oder Untersa-
gung von Text und Data Mining missen jedenfalls auch solche Nutzungsvorbehalte be-
achtet werden, die mit Zustimmung des Urhebers/Leistungsschutzberechtigten bzw. In-
habers ausschlieBlicher Nutzungsrechte von Inhabern einfacher Nutzungsrechte aufge-
stellt werden.

Der Senat hat im Hinblick auf § 95a UrhG entschieden, dass sich der Rechteinhaber auch
dann gegen eine Umgehung technischer MaBnahmen wehren kann, wenn die MaBnah-
men vom Plattformbetreiber ergriffen worden sind. Rechteinhaber und Plattformbetrei-
ber seien im Hinblick auf die Umgehung von Schutzmallnahmen i.S.v. § 95a UrhG grund-
satzlich als Einheit zu betrachten (Senat Urt. v. 21.11.2024 - 5 U 54/23, GRUR-RS 2024,
33119 Rn. 70; nach Specht-Riemenschneider/Raue in Dreier/Schulze, UrhG, 8. Aufl.,

§ 95a Rn. 5, qilt dies, soweit die Gegenseite nicht darlegt, dass dies im konkreten Ein-
zelfall ausnahmsweise anders ist). Im zugrunde liegenden Fall war der Plattformbetrei-
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ber dem Rechteinhaber gegenlber zur Ergreifung von technischen SchutzmaBnahmen
vertraglich verpflichtet (vgl. Senat Urt. v. 21.11.2024 - 5 U 54/23, GRUR-RS 2024, 33119
Rn. 41; Paul in BeckOK IT-Recht, 19. Ed., § 95a UrhG Rn. 8). Dass eine vertragliche Ver-
pflichtung von .............. zur Aufstellung eines Nutzungsvorbehalts bestand, ist dem Vor-
trag des Klagers nicht zu entnehmen.

Allerdings spricht vorliegend der Umstand, dass sich der Klager zur Verwertung seiner
Bilder einer Agentur bedient, dafir, dass ein von der Agentur aufgestellter Nutzungsvor-
behalt auch dem Klager als Rechteinhaber zugerechnet wird. Bedient sich ein Fotograf
eines Anbieters vom Stockfotos, um die eigenen Bilder zu vertreiben, erklart er sich da-
bei regelhaft damit einverstanden, dass der Vertrieb der Rechte an den Fotos nach den
Bedingungen des Anbieters erfolgt. Darauf, ob sich der Vorbehalt bereits auf der Seite
VON .ooviiiienn, befand, als der Klager .............. die Nutzungsrechte an seinem Foto ein-
raumte, kommt es dabei nicht entscheidungserheblich an. Dass .............. mit diesem
Vorbehalt den Interessen des Klagers zuwiderhandelte, ist weder vorgetragen noch sonst
ersichtlich. Vielmehr beruft sich der Klager ausdricklich auf diesen Vorbehalt.

(2) Dem auf der Webseite von .............. befindlichen Vorbehalt ist durch Auslegung zu
entnehmen, dass er die streitgegenstandlichen Nutzungshandlungen mit einbeziehen
soll. Der Nutzungsvorbehalt muss ausdrucklich erklart werden (vgl. die Gesetzesbegrun-
dung BT-Drs. 19/27426, S. 89 sowie Art. 4 Abs. 3 DSM-RL; vgl. auch Bomhard in BeckOK
UrhR, 47. Ed., § 44b UrhG Rn. 25). In dem Nutzungsvorbehalt auf der Seite von ..............
und im Quellcode wird die Nutzung fur das Text und Data Mining nicht konkret genannt.
Es wird generell die automatische Auswertung der Inhalte untersagt. Dies ist dahinge-
hend auszulegen, dass hierzu nicht nur das der vorliegend streitgegenstandlichen Ver-
vielfaltigung vorgelagerte sog. Crawlen durch einen Dritten, sondern auch der automati-
sierte Download zum Zwecke des Bild-Text-Abgleichs seitens des Beklagten gehért.

(3) Der Nutzungsvorbehalt wies aber vorliegend nicht die in § 44b Abs. 3 S. 2 UrhG vor-
gesehene Form auf. Hiernach ist ein Nutzungsvorbehalt bei online zuganglichen Werken
nur dann wirksam, wenn er in maschinenlesbarer Form erfolgt.

Zwar heiflst es in Art. 4 Abs. 3 DSM-RL, dass die Ausnahmen und Beschrankungen nach
Art. 4 Abs. 1 DSM-RL Anwendung finden, sofern die jeweiligen Rechteinhaber die in Art. 4
Abs. 1 DSM-RL genannten Werke und sonstigen Schutzgegenstande nicht ausdricklich

in angemessener Weise, etwa mit maschinenlesbaren Mitteln im Fall von online verof-
fentlichten Inhalten, mit einem Nutzungsvorbehalt versehen haben. Erwagungsgrund 18
Iasst sich aber entnehmen, dass der europaische Gesetzgeber bei online verdffentlich-
ten Inhalten nur einen maschinenlesbaren Vorbehalt als angemessen ansieht (,Wurden
Inhalte im Internet 6ffentlich zuganglich gemacht, so sollte es als angemessen erach-

tet werden, einen Rechtsvorbehalt mit maschinenlesbaren Mitteln auszusprechen; das
gilt auch fur Metadaten und Geschaftsbedingungen einer Website oder eines Dienstes”;
deutlicher noch in der englischen Sprachfassung: ,In the case of content that has been
made publicly available online, it should only be considered appropriate to reserve those
rights by the use of machine-readable means, including metadata and terms and conditi-
ons of a website or a service*).

(a) Wie ausgefuhrt, trifft gem. § 44b Abs. 3 S. 1 UrhG den Nutzer die Beweislast dafur,
dass sich der Rechtsinhaber die Nutzung flir das Text und Data Mining nicht vorbehalten
hat. Die Voraussetzung der Maschinenlesbarkeit ist hingegen vom Rechteinhaber dar-
zulegen und zu beweisen (vgl. Leistner GRUR 2024, 1665, 1674). Dies ergibt sich aus
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der Formulierung des § 44b Abs. 3 S. 2 UrhG (,,nur dann wirksam, wenn“). Jedenfalls er-
streckt sich die sekundare Darlegungslast des Rechtsinhabers auch auf die Wirksamkeit
des Vorbehalts (vgl. Sattler in Borges/Keil, Big Data, 1. Aufl., § 10 Rn. 139). Der Rechte-
inhaber muss darlegen, dass der von ihm gewahlte oder ihm jedenfalls zurechenbare
Nutzungsvorbehalt zum Zeitpunkt der angegriffenen Nutzungshandlung maschinenles-
bar war. Angesichts dessen, dass der Rechteinhaber typischerweise nicht Uber vertiefte
technische Kenntnisse verfligt, sind an den Vortrag keine hohen Anforderungen zu stel-
len. Aus Sicht des Senats ist aber jedenfalls Vortrag zu den zum relevanten Nutzungs-
zeitpunkt bekannten technischen Mdglichkeiten erforderlich.

(b) Vorliegend ist den Darlegungen des Klagers nicht zu entnehmen, dass der Vorbehalt
im relevanten Nutzungszeitpunkt maschinenlesbar war.

Der Vorbehalt war in natlrlicher Sprache verfasst. Der Vorbehalt war zum einen in den
Nutzungsbedingungen auf der Webseite und zum anderen menschenlesbar im Quellcode
der Seite enthalten (S. 14 f. des Schriftsatzes der Klagerseite vom 03.07.2024).

Ob und wieweit auch ein in natdrlicher Sprache formulierter Vorbehalt den Anforde-
rungen des § 44b Abs. 3 S. 2 UrhG entspricht, ist umstritten (dies bejahend: Paul in Be-
ckOK IT-Recht, 19. Ed., § 44b UrhG Rn. 5; Steinrotter/Schauer in Barudi, Das neue UrhR,
1. Aufl., § 4 Text und Data Mining, Forschung und Lehre Rn. 14; Dworschak in Fromm/
Nordemann, UrhG, 13. Aufl., § 44b Rn. 26; Pukas K&R 2025, 677, 679 f.; Konertz WRP
2025, 1253, 1262; Rauer/Bibi WRP 2025, 33, 36 ff.; Wachtel ZUM 2025, 77, 79 f.; Leist-
ner GRUR 2024, 1665, 1673; dies verneinend: Pesch in Spindler/Schuster/Kaesling, Recht
der elektronischen Medien, 5. Aufl., § 44b Rn. 40; Bomhard in BeckOK UrhR, 47. Ed.,

§ 44b UrhG Rn. 31 unter Verweis auf Art. 2 Nr. 13 und Erwagungsgrund 35 der RL (EU)
2019/1024; Maamar ZUM 2023, 481, 484; Schoéttle/Vélker K&R 2025, 22, 23 f.; vgl. zu
Nutzungsvorbehalten auch BGH GRUR 2010, 628 Rn. 37 - Vorschaubilder I; BGH GRUR
2024, 1528 Rn. 49 - Coffee; OLG Mlnchen Urt. v. 17.08.2017 - U 2225/15 Kart, GRUR-
RS 2017, 122821 Rn. 91 ff. - Adblocker). Soweit ein Vorbehalt in natdrlicher Sprache fur
nicht ausreichend angesehen wird, werden als maschinenlesbare Form u.a. die Verwen-
dung einer robots.txt-Datei und das TDM Reservation Protocol diskutiert (vgl. Bomhard in
BeckOK UrhR, 47. Ed., § 44b UrhG Rn. 32 ff.; vgl. auch Pesch in Spindler/Schuster/Kaes-
ling, Recht der elektronischen Medien, 5. Aufl., § 44b UrhG Rn. 41 f.).

Nach Ansicht des Senats hat der Gesetzgeber keine konkrete Form vorgegeben, sondern
die Voraussetzung aufgestellt, dass die gewahlte Form maschinenlesbar sein muss. Dies
ist technikoffen formuliert. Das wird auch in der Gesetzesbegrindung deutlich, in der

es heildt, dass der Vorbehalt auch im Impressum oder in den Allgemeinen Geschaftsbe-
dingungen (AGB) enthalten sein kann, sofern er auch dort maschinenlesbar ist (BT-Drs.
19/27426, S. 89). Auch in Erwagungsgrund 18 der DSM-RL heifSt es, dass das Ausspre-
chen des Rechtsvorbehalts mit maschinenlesbaren Mitteln auch fur Metadaten und Ge-
schaftsbedingungen einer Website oder eines Dienstes gilt.

Bei der Frage der Maschinenlesbarkeit kommt es nicht nur darauf an, dass der Text ma-
schinell erfasst werden kann, sondern dass er auch in dem Sinn maschinell interpretiert
werden kann, dass er bei einem automatisierten Vorgehen dazu fiihren kann, dass die
vom Vorbehalt erfassten Inhalten nicht ausgewertet werden (s. die Gesetzesbegrin-
dung: ,Denn Sinn und Zweck der Regelung ist es, einerseits Rechtsinhabern die Méglich-
keit zu erdffnen, die Nutzung auf Basis der gesetzlichen Erlaubnis zu untersagen. Gleich-
zeitig bezweckt die Regelung, bei online zuganglichen Inhalten sicherzustellen, dass au-
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tomatisierte Ablaufe, die typisches Kriterium des Text und Data Mining sind, tatsachlich
auch automatisiert durchgefuhrt werden kénnen,” BT-Drs. 19/27426, S. 89).

Prozessual kommt es darauf an, ob die gewahlte Form zum Zeitpunkt der streitgegen-
standlichen Nutzungshandlung (zweite Jahreshalfte 2021) maschinenlesbar war. Ab-
zustellen ist auf die streitgegenstandliche Nutzungshandlung des von dem Beklagten
durchgefliihrten Downloads. Darauf, ob das dem Datensatz der .................. vorangegan-
gene Crawlen rechtmaRig war, kommt es nicht entscheidungserheblich an. Der Beklagte
hat nur die URLs der Bilder aus dem Datensatz der .................. extrahiert und hat dann
die Bilder fur den vom Beklagten durchgefiihrten Bild-Text-Vergleich selbst von den Ori-
ginalseiten heruntergeladen.

(c) Dass die flir den Vorbehalt gewahlte Form zum genannten Zeitpunkt der streitgegen-
standlichen Nutzungshandlung maschinenlesbar war, ist den Darlegungen des Klagers
nicht zu entnehmen.

Der Klager hat das Ergebnis einer Eingabe der Nutzungsbedingungen bei ChatGPT wie-
dergegeben. Diese Eingabe erfolgte aber 2023. Der Chatbot ChatGPT wurde gerichtsbe-
kannt erst Ende 2022 verdffentlicht. AuBerdem hat der Klager auf die Méglichkeit ver-
wiesen, mit bestimmten Tools automatisiert zu prifen, ob einzelne Websites Rechtevor-
behalte (Opt-Outs) enthalten. Konkret benennt der Klager das Tool ,weboptout”. Auch
insoweit hat der Klager nicht dargelegt, dass dieses Tool bereits in der zweiten Jahres-
halfte 2021 verflugbar war.

Im Schriftsatz vom 03.07.2024 hat der Klager vorgetragen, dass es mdglich sei, auch
textliche Rechtevorbehalte auszulesen und diese zu bericksichtigen, und er hat diesen
Vortrag unter Beweis eines Sachverstandigengutachtens gestellt. Auch insoweit stellt
der Vortrag des Klagers aber auf die heutigen Mdglichkeiten und nicht auf die 2021 be-
stehenden Mdglichkeiten ab.

Der vom Landgericht angeflihrte Umstand, dass der Beklagte selbst Software einge-
setzt hat, um einen Abgleich zwischen Bildern und Texten durchzuflhren, rechtfertigt die
Feststellung nicht, dass der erklarte Vorbehalt in der zweiten Jahreshalfte 2021 maschi-
nenlesbar war. Dass ein Programm Bildbeschreibungen und Bilder vergleichen kann, be-
deutet nicht ohne Weiteres, dass es mdglich war, umfangreiche Nutzungsbedingungen
auszuwerten. Hinzu kommt, dass der streitgegenstandliche Vorbehalt nicht ausdricklich
das Text und Data Mining auffihrt, sondern dem Vorbehalt erst durch Auslegung ent-
nommen werden muss, ob er auch diesen Nutzungszweck ausschlielSt. Dies erfordert ein
maschinelles Textverstandnis. Wie ausgeflhrt, ist kldgerseitig nicht dargelegt worden,
dass zum relevanten Nutzungszeitpunkt die technischen Méglichkeiten fur ein solches
maschinelles Textverstandnis vorhanden waren.

(d) Soweit der Klager im Schriftsatz vom 29.08.2024 vorgetragen hat, dass ein versier-
ter Entwickler ein Tool wie das ,weboptout-Tool” auch 2021 in ca. 3 Arbeitsstunden hat-
te erstellen kénnen, und dies unter Beweis gestellt hat, ist dieser Vortrag gem. § 296a
ZPO prozessual nicht zu beachten. Er erfolgte in einem nicht nachgelassenen Schriftsatz
nach Schluss der mindlichen Verhandlung in der ersten Instanz. Der Klager hat diesen
Vortrag auch nicht in der Berufungsbegriindung wiederholt. Dessen ungeachtet steht der
Berlcksichtigung in der Berufungsinstanz auch entgegen, dass die Voraussetzungen des
§ 531 Abs. 2 ZPO nicht vorliegen. Griinde, warum ein solcher Vortrag nicht bereits vor
Schluss der mindlichen Verhandlung in der ersten Instanz erfolgen konnte, sind weder
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vorgetragen noch ansonsten ersichtlich. Darauf, dass die Klagerseite im - allerdings nicht
nachgelassenen und daher gem. § 296a ZPO nicht zu berlcksichtigenden - Schriftsatz
vom 29.08.2024 (dort S. 2 f.) selbst vorgetragen hat, dass das Landgericht in der mindli-
chen Verhandlung die Frage der Maschinenlesbarkeit als den vorlaufigen ,Big Point” des
Rechtsstreites bezeichnet und es auBerdem darauf hingewiesen habe, dass es fraglich
sei, ob diese Mdglichkeit schon 2021, mithin zum Zeitpunkt der in Rede stehenden Ver-
vielfaltigung, bestanden habe, kommt es nicht erganzend an.

Es kann daher offenbleiben, ob der Nutzer im Fall, dass der Vorbehalt mit auf dem Markt
befindlichen Programmen nicht auslesbar ist, verpflichtet ist, eigene Programme zu ent-
wickeln, um die Maschinenlesbarkeit zu ermdglichen.

(4) Die Durchfiihrung des Drei-Stufen-Tests ergibt eine zulassige Nutzung.

Auch Nutzungen gem. § 44b UrhG unterliegen dem Drei-Stufen-Test. Europaische Grund-
lage ist, wie ausgefuhrt, Art. 4 DSM-RL. Gem. Art. 7 Abs. 2 S. 1 DSM-RL findet Art. 5

Abs. 5 InfoSoc-RL auf die unter diesem Titel genannten Ausnahmen und Beschrankungen
Anwendung.

Gem. Art. 5 Abs. 5 InfoSoc-RL dirfen die Ausnahmen und Beschrankungen nur in be-
stimmten Sonderfallen angewandt werden, in denen die normale Verwertung des Werks
oder des sonstigen Schutzgegenstands nicht beeintrachtigt wird und die berechtigten In-
teressen des Rechtsinhabers nicht ungebiihrlich verletzt werden. Hierin liegt zum einen
eine Gestaltungsanordnung gegenuber dem nationalen Gesetzgeber in Bezug auf die
Konkretisierung der Schranken des Urheberrechts, zum anderen ist Art. 5 Abs. 5 InfoSoc-
RL aber auch MafRstab fir die Rechtsanwendung im Einzelfall (vgl. BGH GRUR 2023,
1531 Rn. 47 - Metall auf Metall V).

Der Drei-Stufen-Test ist vorliegend anzuwenden, obwohl es sich bei der streitgegen-
standlichen Fotografie um ein Lichtbild i.S.d. § 72 UrhG und nicht um ein Lichtbildwerk
i.5.d. § 2 Abs. 2 Nr. 5 UrhG handelt. Im Gegensatz zum urheberrechtlichen Schutz fir
Lichtbildwerke, die der InfoSoc-RL unterfallen, ist der Schutz einfacher Lichtbilder EU-
rechtlich nicht harmonisiert. Vielmehr behalt Art. 6 S. 2 Schutzdauer-RL es den Mit-
gliedstaaten vor, den Schutz ,anderer Fotografien” vorzusehen (vgl. Schulze/Dreier in
Dreier/Schulze, UrhG, 8. Aufl., § 72 Rn. 2; A. Nordemann in Fromm/Nordemann, UrhG,
13. Aufl.,, § 72 Rn. 4). Offen bleiben kann, ob die in der DSM-RL genannten ,sonstigen
Schutzgegenstande” (Art. 1 DSM-RL) sich nur auf die Schutzgegenstande beziehen, die
auch von der InfoSoc-RL (dort Art. 3 Abs. 2) erfasst sind. Jedenfalls ist von einer einheit-
lichen Auslegung der urheberrechtlichen Schrankenregelungen auszugehen. Gem. § 72
Abs. 1 UrhG sind die fur Lichtbildwerke geltenden Vorschriften des Teils 1 des UrhG ent-
sprechend anwendbar (vgl. Dreier in Dreier/Schulze, UrhG, 8. Aufl., § 44b Rn. 6). Insoweit
ist auch im Rahmen der lediglich entsprechenden Anwendung der Schranken eine richt-
linienkonforme Auslegung vorzunehmen (vgl. Thum in Wandtke/Bullinger, UrhG, 6. Aufl.,
§ 72 Rn. 85 m.w.N.) und auch der Drei-Stufen-Test ist bei Lichtbildern anzuwenden (vgl.
BGH GRUR 2025, 493 Rn. 24 - Cornea-Implantat).

(a) Der ersten Voraussetzung des im vorliegenden Einzelfall durchzufiihrenden Drei-Stu-
fen-Tests ist durch die EinfiUhrung der Schranke in § 44b UrhG genlgt, weil es sich um ei-
nen gesetzlich geregelten Sonderfall handelt.
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(b) Bei der auf zweiter Stufe vorzunehmenden Priifung, ob die normale Verwertung des
Werkes oder des sonstigen Schutzgegenstands nicht beeintrachtigt wird, ist in den Blick
zu nehmen, ob durch die beanstandete Verwendung die Mdglichkeiten des Rechtsinha-
bers zum rechtmaRigen Absatz verringert werden (vgl. EUGH GRUR 2017, 610 Rn. 70

- Stichting Brein; BGH GRUR 2023, 1531 Rn. 49 - Metall auf Metall V). Dabei kommt es
darauf an, ob die fragliche Nutzung zur herkémmlichen Nutzung in unmittelbaren Wett-
bewerb tritt, also in die Primarverwertung eingegriffen wird (vgl. BGH GRUR 2020, 859
Rn. 72 - Reformistischer Aufbruch I1).

Vorliegend handelt es sich bei der streitgegenstandlichen Vervielfaltigung um einen rein
internen Vorgang bei dem Beklagten. Im nach auflen gegebenen Datensatz ist die Ver-
vielfaltigung nicht enthalten, sondern nur ein Link auf die rechtmaRige Quelle. Dass der
Klager fur die nach § 44b UrhG privilegierte Nutzung kein Geld erhalt, ist Ergebnis der
gesetzgeberischen Entscheidung, fur unter die Schranke fallende Nutzungen keine Ver-
gUtungspflicht vorzusehen (vgl. Bomhard in BeckOK UrhR, 47. Ed., § 44b Rn. 24; Schack
NJW 2024, 113 Rn. 11; kritisch hierzu Dreier in Dreier/Schulze, UrhG, 8. Aufl., § 44b Rn.
14)

Offenbleiben kann, ob auch mittelbare Folgen der Nutzungshandlung einzubeziehen
sind. Auch wenn bertcksichtigt wird, dass der Datensatz dem Training generativer KI
dient und in einem weiteren Schritt durch Kinstliche Intelligenz Bilder erzeugt werden,
die in Konkurrenz zu den Fotografien des Klagers treten kénnen, ist die Voraussetzung
der zweiten Stufe erfullt. Dass auch die Entwicklung generativer KI eine vom europai-
schen Gesetzgeber gewollte Entwicklung darstellt, zeigt die KI-VO (s. Erwagungsgrund
99). Auch der deutsche Gesetzgeber hatte bei der EinflUhrung des § 44b UrhG, wie aus-
gefiihrt, die Nutzung fir KI-Anwendungen bereits im Blick (vgl. Bomhard in BeckOK UrhR,
46. Ed., § 44b UrhG Rn. 11b).

Soweit es bei der Erzeugung von Bildern durch die Kl zu dem Rechtsinhaber vorbehal-
tenen Nutzungshandlungen (wie etwa Vervielfaltigungen i.S.d. § 16 UrhG) kommt, kann
der Rechteinhaber hiergegen - vorbehaltlich des Eingreifens der Schrankenregelungen

- rechtlich vorgehen (vgl. zu Liedtexten LG Minchen | GRUR-RS 2025, 30204; vgl. auch
Baumann NJW 2023, 3673 Rn. 30; Leistner GRUR 2025, 1123, 1129). Soweit dies nicht
der Fall ist, kann das jeweilige Bild zwar in Konkurrenz zu der vom Klager erstellten Fo-
tografie treten, wieweit dadurch aber die Absatzmdglichkeiten des Klagers beeintrach-
tigt werden, kann angesichts der Vielzahl mdglicher Bildgestaltungen nicht vorhergesagt
werden. Angesichts des Willens auch des europaischen Gesetzgebers, der Entwicklung
generativer KI-Modelle nicht entgegenzutreten, sind solche abstrakten, im Vergleich zur
Erstellung des Datensatzes in der Zukunft liegenden Auswirkungen den vorliegend streit-
gegenstandlichen Nutzungshandlungen nicht entgegenzuhalten.

Hinzu kommt, dass der Rechtsinhaber die Méglichkeit hat, durch einen wirksamen Vor-
behalt i.S.d. § 44b Abs. 3 UrhG die Nutzung zu unterbinden und damit zu verhindern,
dass das Werk oder Lichtbild fir das Training von Kl verwendet wird. Hiervon hat, wie
ausgefuhrt, der Klager nicht in hinreichender Weise Gebrauch gemacht.

(c) Auf dritter Stufe ist eine ungebhrliche Verletzung der Interessen des Rechtsinha-
bers zu prufen. Ob eine solche Verletzung vorliegt, ist durch eine im Wege der Interes-
senabwagung vorzunehmende Gebotenheitsprifung und die Feststellung zu ermitteln,
ob das Bedurfnis an der Nutzung die Beeintrachtigung des Rechtsinhabers Uberwiegt
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(vgl. BGH GRUR 2020, 859 Rn. 73 - Reformistischer Aufbruch Il). In diesem Zusammen-
hang sind beispielsweise der kommerzielle oder nicht-kommerzielle Charakter der Nut-
zung, der Umfang der Entlehnung, der Grad der Umgestaltung und eine etwaige Ver-
wechslungsgefahr, die Frage, ob eine Auseinandersetzung mit dem Werk oder mit ande-
ren Themen vorliegt, und das Gewicht der betroffenen Grundrechte zu berlicksichtigen
(vgl. BGH GRUR 2023, 1531 Rn. 51 - Metall auf Metall V).

Laut den Erwagungsgrinden der DSM-RL soll einerseits die technologische Entwicklung
nicht behindert werden, andererseits aber auch ein hohes Mal§ an Schutz des Urheber-
rechts und verwandter Schutzrechte aufrechterhalten werden (Erwagungsgrund 3)

Die Vervielfaltigung war vorliegend geboten, um den Bild-Text-Abgleich vorzunehmen.
Die Interessen des Beklagten an der Vervielfaltigung Uberwiegen. Zu beachten ist zwar,
dass, wie ausgefuhrt, die Nutzung nach § 44b UrhG vergutungsfrei ist. Dennoch ist unter
Berlcksichtigung der Umstande, dass die Vervielfaltigungen rein interne Vorgange beim
Beklagten darstellen, der Beklagte nicht kommerziell tatig ist (s.u. bb.) und die Méglich-
keit bestand, die streitgegenstandliche Nutzung durch einen wirksamen Vorbehalt zu
verhindern, eine ungebuhrliche Verletzung der Interessen des Klagers als Rechtsinhaber
zu verneinen.

Soweit der Klager im - ohnehin erstinstanzlich nicht nachgelassenen und daher nach

§ 296a ZPO unbeachtlichen - Schriftsatz vom 29.08.2024 auf konkrete UmsatzeinbuSen
bei ihm hingewiesen hat, ist nicht erkennbar, dass diese auf die Leistungen von KI-Mo-
dellen zurtckgehen, die mit dem Datensatz des Beklagten und unter Verwendung der
streitgegenstandlichen Fotografie trainiert wurden.

bb. Die streitgegenstandliche Nutzung der Fotografie ist auBerdem durch die Schranken-
regelung des § 60d Abs. 1 UrhG gerechtfertigt.

Gem. § 60d Abs. 1 UrhG sind Vervielfaltigungen flr Text und Data Mining (§ 44b Abs. 1
und 2 Satz 1 UrhG) fur Zwecke der wissenschaftlichen Forschung nach MalRgabe der
nachfolgenden Bestimmungen zulassig.

Gem. § 60d Abs. 2 S. 1 UrhG sind Forschungsorganisationen zu Vervielfaltigungen be-
rechtigt. Forschungsorganisationen sind gem. § 60d Abs. 2 S. 2 UrhG Hochschulen, For-
schungsinstitute oder sonstige Einrichtungen, die wissenschaftliche Forschung betrei-
ben, sofern sie

1. nicht kommerzielle Zwecke verfolgen,
2. samtliche Gewinne in die wissenschaftliche Forschung reinvestieren oder

3. im Rahmen eines staatlich anerkannten Auftrags im 6ffentlichen Interesse ta-
tig sind.

Nicht nach Satz 1 berechtigt sind Forschungsorganisationen, die mit einem privaten Un-
ternehmen zusammenarbeiten, das einen bestimmenden Einfluss auf die Forschungsor-
ganisation und einen bevorzugten Zugang zu den Ergebnissen der wissenschaftlichen
Forschung hat (§ 60d Abs. 2 S. 3 UrhG).

Gem. § 60d Abs. 3 UrhG sind zu Vervielfaltigungen berechtigt ferner

- Seite 22 von 33 -



147

148

149

150

151

152

153

154

155

1. Bibliotheken und Museen, sofern sie dffentlich zuganglich sind, sowie Archi-
ve und Einrichtungen im Bereich des Film- oder Tonerbes (Kulturerbe-Einrichtun-
gen)l

2. einzelne Forscher, sofern sie nicht kommerzielle Zwecke verfolgen.

Die Neufassung des § 60d UrhG erfolgte v.a. in Umsetzung von Art. 3 DSM-RL (vgl. Dreier
in Dreier/Schulze, UrhG, 8. Aufl., § 60d Rn. 2; Anton in Spindler/Schuster/Kaesling, Recht
der elektronischen Medien, 5. Aufl., § 60d UrhG Rn. 2).

aaa. Die streitgegenstandliche Nutzung erfolgte fur Zwecke der wissenschaftlichen For-
schung.

Unter wissenschaftlicher Forschung ist jede methodische und systematische Tatigkeit zu
verstehen, die das Ziel hat, in nachprifbarer Weise neue Erkenntnisse zu gewinnen. Da-
zu zahlt die eigentliche forschende Tatigkeit ebenso wie das Darstellen von deren Ergeb-
nissen (vgl. Dreier in Dreier/Schulze, UrhG, 8. Aufl., § 60d Rn. 4 und § 60c Rn. 1; Leenen
in Wandtke/Bullinger, UrhG, 6. Aufl., Art. 5 InfoSoc-RL Rn. 104; vgl. auch Jarass in Jarass
GRCh, 4. Aufl., Art. 13 Rn. 8).

In Erwagungsgrund 12 S. 2 DSM-RL werden zwar Naturwissenschaften und Geisteswis-
senschaften genannt, eine Beschrankung auf bestimmte Wissenschaftsdisziplinen ist da-
mit aber nicht verbunden.

Wissenschaft umfasst nicht nur Grundlagenforschung, sondern auch angewandte For-
schung (vgl. Jarass in Jarass GRCh, 4. Aufl., Art. 13 Rn. 8; v. Coelln in Stern/Sodan/Méstl,
StaatsR, 2. Aufl.,, § 124 Rn. 147). Auch technologische Forschung ist wissenschaftli-

che Forschung (vgl. Ruffert in Calliess/Ruffert, EUV/AEUV, 6. Aufl., Art. 13 EU-GRCh Rn.
6;Thiele in Heselhaus/Nowak EU-Grundrechte-HdB, 2. Aufl., § 30 Rn. 1). Wissenschaftlich-
keit ist vor allem bei Wissenschaftlern und Forschern gegeben, aber auch dann, wenn
ein Praktiker sich wissenschaftlich betatigt (vgl. Dreier in Dreier/Schulze, UrhG, 8. Aufl.,

§ 60c Rn. 1).

Angewandte Forschung dient dem Erwerb neuer Erkenntnisse, ist jedoch primar auf ein
konkretes praktisches Ziel ausgerichtet. Auch Entwicklungstatigkeiten im Sinne einer
erstmaligen konkretisierenden Anwendung von Forschungsergebnissen kénnen unter die
fur Forschung geltenden Privilegien fallen, wenn im konkreten Fall Forschung und Ent-
wicklung eng miteinander verbunden sind.

Die Grenzen zwischen Forschung und Entwicklung sind flieBend (vgl. BVerfG NVwZ 2010,
1285 Rn. 43). Zwar wird in Erwagungsgrund 18 der DSM-RL zwischen der Nutzung von
Verfahren des Text und Data Mining im Zusammenhang mit der wissenschaftlichen For-
schung einerseits und dem Einsatz von Text und Data Mining durch private als auch 6f-
fentliche Einrichtungen - ,,auch fir staatliche Dienste, komplexe unternehmerische Ent-
scheidungen und die Entwicklung neuer Anwendungen oder Technologien” - anderer-
seits unterschieden. Hieraus folgt aber nicht, dass die Entwicklung neuer Anwendungen
und Technologien nicht auch wissenschaftliche Forschung darstellen kann, wenn dabei
in methodischer, systematischer und nachprifbarer Weise neue Erkenntnisse gewon-
nen werden. So gilt etwa gem. Art. 2 Abs. 8 KI-VO die KI-VO nicht fir Forschungs-, Test-
und Entwicklungstatigkeiten zu KI-Systemen oder KI-Modellen, bevor diese in Verkehr
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gebracht oder in Betrieb genommen werden (s. auch Art. 2 Abs. 6 und Art. 3 Nr. 63 KI-VO
sowie Erwagungsgrund 25 der KI-VO).

Nach diesen MaRstaben ist die streitgegenstandliche Nutzung zum Zweck der wissen-
schaftlichen Forschung erfolgt.

(1) Die Erstellung des Datensatzes durch den Beklagten stellt bereits selbst wissen-
schaftliche Forschung dar.

Der Beklagte hat in einem bestimmten Verfahren seinen aus Uber 5 Milliarden URLs des
jeweiligen Speicherorts der Bilder und dazu passender Bildbeschreibungen bestehenden
Datensatz aus einem bestehenden umfassenderen Datensatz (von Common Crawl) ex-
trahiert. Dabei hat er spezielle Programme zum Bild-Text-Abgleich verwendet (CLIP von
OpenAl (S. 11 des landgerichtlichen Urteils, S. 5 der Anlage B 8)). Bei der Erstellung des
Datensatzes durch den Beklagten handelt es sich nicht um die einfache Durchfiihrung
eines etablierten Verfahrens, sondern der Beklagte hat - wie Herr ................ (Vorstand
des Beklagten) in der mundlichen Verhandlung vor dem Senat erlautert hat - das im Jahr
2021 veroffentlichte CLIP-Modell, das ein entsprechendes Filtern ermdglichte, auf den
Common Crawl-Datensatz angewendet und dadurch einen verifizierten Datensatz von
Bild-Text-Paaren erzeugt. Die Tauglichkeit und Qualitat des von dem Beklagten erzeug-
ten Datensatzes - und dessen Teilmengen - wurden Experimenten zur Validierung unter-
zogen (s. S. 10 des Schriftsatzes des Beklagten vom 11.04.2024, S. 9 ff. der Berufungs-
erwiderung). Das Verfahren zur Erzeugung des Datensatzes und die Ergebnisse von Ex-
perimenten zur Validierung wurden in einem Aufsatz publiziert, bei dem v.a. Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter des Beklagten als Autoren aufgefihrt sind (Anlage B 8). Der Kla-
ger hat zwar den Vortrag des Beklagten zu eigenen Veréffentlichungen mit Nichtwissen
bestritten. Der Senat hat aber angesichts der vorgelegten Kopien der Publikationen (An-
lagen B 8 und B 9) keine Zweifel daran, dass diese Publikationen existieren. Dass es sich
bei den eingereichten Anlagen um Falschungen handelt, hat der Klager nicht geltend ge-
macht.

In der Gesamtschau stellt vorliegend bereits die Erstellung des Datensatzes ein metho-
disches, auf einen spateren Erkenntnisgewinn gerichtetes und nachprifbares Vorgehen
dar, das der angewandten Forschung zuzurechnen ist.

(2) Das Landgericht hat auBerdem zu Recht ausgeflhrt, dass auch eine Nutzung in ei-
nem (Zwischen-)Schritt in einem Forschungsprozess ,fur Zwecke der wissenschaftlichen
Forschung” erfolgen kann. Erfasst sind nicht nur die unmittelbar mit der Gewinnung von
Erkenntnissen verbundenen Arbeitsschritte, sondern es genligt, dass der in Rede stehen-
de Arbeitsschritt (etwa eine Datensammlung) auf einen (spateren) Erkenntnisgewinn ge-
richtet ist. Dies kommt auch in der amtlichen Begriindung zur vorherigen Fassung des

§ 60d UrhG zum Ausdruck (BT-Drs. 18/12329, S. 40: ,Die Software ermittelt z. B. statis-
tische Haufigkeiten oder Korrelationen in den Inhalten, die im Korpus aufbereitet sind.
Diese Ergebnisse stehen dann flr die wissenschaftliche Analyse und Bewertung zur Ver-
fugung”).

Auch die spatere Verwendung des Datensatzes flr das Trainieren von Kiinstlicher Intel-
ligenz ist als wissenschaftliche Forschung anzusehen. Die Entwicklung neuer und/oder
Weiterentwicklung bestehender KI-Modelle mit Hilfe des Datensatzes ist als angewandte
wissenschaftliche Forschung anzusehen. Wie ausgeflhrt, fallen auch Entwicklungstatig-
keiten unter den Begriff der Forschung. Dass auch kommerzielle Unternehmen die Daten
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fur ihre Entwicklungstatigkeiten nutzen kénnen, flihrt zu keiner anderen Betrachtung. Zu
Recht hat das Landgericht darauf abgestellt, dass auch die Forschung kommerzieller Un-
ternehmen noch Forschung - wenn auch nicht als solche nach § 60d UrhG privilegiert -
ist.

(3) Das Landgericht hat ebenfalls zu Recht festgestellt, dass vorliegend die Erstellung
des Datensatzes durch den Beklagten mit dem Ziel erfolgte, den Datensatz zum Zwecke
spateren Erkenntnisgewinns einzusetzen, also auf eine wissenschaftliche Nutzung des
Datensatzes ausgerichtet war. Dies ergibt sich aus einer Gesamtschau der folgenden In-
dizien.

(a) Ein Indiz hierflr ist, dass es jedenfalls in der aktuellen Satzung des Beklagten, die im
offentlich einsehbaren Vereinsregister (unter ,,Dokumentenansicht”)hinterlegt ist, heift,
dass in der Férderung der Forschung und Bildung der Zweck des Vereins liege (s. auch
Anlage B1). Bei Eintragungen in 6ffentlichen Registern handelt es sich um offenkundige
Tatsachen i.5.d. § 291 ZPO (vgl. Pratting in MUKoZPO, 7. Aufl., § 291 Rn. 10; Bacher in
BeckOK ZPO, 58. Ed., § 291 Rn. 5).

Es ist davon auszugehen, dass der genannte Vereinszweck bereits bei Griindung des
Beklagten dessen satzungsmaBigen Zweck darstellte. Der Klager hat erstinstanzlich
zunachst in Abrede gestellt, dass der beklagtenseitig als Anlage B 1 eingereichte Aus-
schnitt die gultige Vereinssatzung des Beklagten darstellt oder zum Zeitpunkt der ge-
genstandlichen Vervielfaltigungshandlung dargestellt hat (S. 3 des Schriftsatzes der Kla-
gerseite vom 20.09.2023). Nachdem der Beklagte mit Schriftsatz vom 11.04.2024 un-
ter Vorlage eines Auszugs aus dem Grindungsprotokoll vorgetragen hat, dass die Grin-
dungsversammlung des Beklagten am 07.07.2021 - und damit zeitlich vor der streit-
gegenstandlichen Nutzungshandlung - stattgefunden habe, hat der Klager die Chrono-
logie von Vereinsgrindung und Vervielfaltigungshandlung unstreitig gestellt (S. 1 des
Schriftsatzes der Klagerseite vom 03.07.2024) und (nur) weiterhin bestritten, dass die
als Anlage B 1 vorgelegte Satzung auch der giltigen Vereinssatzung entspricht (S. 16
des Schriftsatzes der Klagerseite vom 03.07.2024). Die aktuelle Satzung ist aber, wie
ausgeflhrt, im 6ffentlich einsehbaren Vereinsregister hinterlegt.

Dass der Vereinszweck sich seit der Grundung verandert hat, ist weder vorgetragen wor-
den noch ansonsten ersichtlich.

(b) Die wissenschaftliche Ausrichtung der Arbeit des Beklagten wird auch in den beklag-
tenseitig eingereichten Publikationen (Anlagen B 8 und B 9) deutlich, an denen Mitarbei-
ter des Beklagten beteiligt waren.

In dem englischsprachigen Beitrag mit der Uberschrift ,,........... An open large-scale da-
taset for training next generation image-text models” (erstmals am 17. September 2022
veroffentlicht und zuletzt am 23. Mai 2023 aktualisiert, Anlage B 8) wird u.a. beschrie-
ben, wie der Datensatz erstellt wurde und wie die Tauglichkeit und Qualitat des Daten-
satzes validiert wurde.

Der genannte Beitrag (Anlage B 8) wurde bis zum 5. April 2024 insgesamt 1403-mal in
anderen wissenschaftlichen Werken zitiert und erhielt den ,,NeurlPS 2022 Outstanding

Paper Award” der ,Conference on Neural Information Processing Systems” (,,NeurlPS*“),
einer seit dem Jahr 1987 bestehenden Konferenz im Bereich Machine Learning.
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Gegenstand des als Anlage B 9 eingereichten Beitrags (,,Reproducible scaling laws for
contrastive language-image learning”), der im Rahmen der Konferenz ,,IEEE/CVF Con-
ference on Computer Vision and Pattern Recognition” veréffentlicht wurde, sind weite-
re Untersuchungen, die mittels des Datensatzes durchgeflihrt wurden.Dieser Beitrag be-
handelt das Training von openCLIP mit dem Dataset ................ sowie dessen Funktionen
und die Herleitung der sogenannten Skalierungsgesetze fir verschiedene Funktionen
solcher Basismodelle (S. 11 f. des Schriftsatzes des Beklagten vom 11.04.2024). Die Er-
gebnisse der Untersuchung sind ber das Online-Software-Versionierungsportal , GitHub“
verfugbar (S. 12 des Schriftsatzes des Beklagten vom 11.04.2024).

Dass die genannten Publikationen erst zeitlich nach der streitgegenstandlichen Verviel-
faltigung der Fotografie des Klagers erstellt wurden, steht der Einordnung der Erstellung
des Datensatzes als wissenschaftliche Forschung nicht entgegen. Die Publikation von
Forschungsergebnissen setzt eine vorangegangene wissenschaftliche Arbeit voraus.

(c) AuBerdem erhielt der Beklagte im September 2023 den ,Falling Walls Science Bre-
akthrough of the Year 2023 Award” der Falling Walls Foundation. In einem Uber einen
von dem Beklagten angefiihrten Link (S. 12 des Schriftsatzes vom 11.04.2024) erreich-
baren Beitrag heilst es, dass der Preis in der Kategorie ,,Science and Innovation Manage-
ment” vergeben worden sei und dass diese Ehrung ....... ~entscheidenden Einsatz fur ei-
ne demokratisierte KI-Forschung” betone (s. auch S. 17 f. des Schriftsatzes der Klager-
seite vom 03.07.2024).

(d) Der Beklagte stellt nicht nur den Datensatz unentgeltlich zur Verfligung, sondern
macht auch im Internet transparent, wie die Trainingsdatensatze erstellt wurden. Da-
bei steht der Einordnung als Nutzung flir Zwecke der wissenschaftlichen Forschung nicht
entgegen, dass der Datensatz auch von kommerziellen Anbietern genutzt werden kann
und dass Mitarbeiter des Beklagten auch flir kommerzielle Unternehmen der KI-Branche
arbeiten. Dem vom Beklagten verfolgten Open-Source-Ansatz ist es immanent, dass die
Ergebnisse der Arbeit des Beklagten jedermann und damit auch kommerziellen Anbie-
tern zur Verflgung stehen.

Wie ausgefuhrt, stellt auch die (Weiter-)Entwicklung von KI-Modellen durch kommerzielle
Unternehmen angewandte Forschung dar.

(e) Auch der von dem Klager selbst angeflihrte Disclaimer in einem Artikel des Beklagten
(wiedergegeben auf S. 13 f. des Schriftsatzes der Klagerseite vom 20.09.2023) spricht
fur eine primar wissenschaftliche Ausrichtung der Arbeit des Beklagten. Zu Beginn des
Disclaimers heifst es:

»The motivation behind dataset creation is to democratize research and experi-
mentation around large-scale multi-modal model training and handling of uncu-
rated, large-scale datasets crawled from publically available internet. Our recom-
mendation is therefore to use the dataset for research purposes.”

(Ubersetzt: Die Motivation hinter der Erstellung des Datensatzes besteht darin,
Forschung und Experimente im Bereich des Trainings umfangreicher multimoda-
ler Modelle sowie des Umgangs mit unkuratierten, umfangreichen Datensatzen,
die aus dem o&ffentlich zuganglichen Internet gesammelt wurden, zu demokrati-
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sieren. Wir empfehlen daher, den Datensatz flr Forschungszwecke zu verwen-
den).

(f) SchlieRlich ist ein weiteres Indiz flr eine wissenschaftliche Ausrichtung der Arbeit des
Beklagten der Umstand, dass das Vorstands- und Grindungsmitglied Dr. ....... .............
seit 2017 als Laborleiter im Juelich Supercomputing Center des Forschungszentrums
Jlich tatig ist. Den darUber hinausgehenden Vortrag des Beklagten, dass die dem Be-
klagten angehdrenden naturlichen Personen, also die Vorstandsmitglieder und tGbrigen
Vereinsmitglieder, Forschende seien, hat der Klager zwar bestritten. Den Vortrag des
Beklagten zur Tatigkeit des Herrn ............. als Laborleiter im Juelich Supercomputing
Center des Forschungszentrums Jilich hat der Klager aber nicht bestritten (s. S. 18 des
Schriftsatzes der Klagerseite vom 03.07.2024).

(g) Der Einwand des Klagers, der Datensatz habe strafbare Inhalte enthalten (S. 10 des
klagerischen Schriftsatzes vom 03.07.2024 unter Verweis auf eine Meldung bei hei-
se.de), steht der Einordnung der Vervielfaltigung der streitgegenstandlichen Fotogra-

fie als Nutzung zu wissenschaftlichen Zwecken nicht entgegen. In der vom Klager zitier-
ten Meldung bei heise.de hiel8 es, dass Forschern aufgefallen sei, dass der ................ -Da-
tensatz insgesamt 1679 Links auf Bilder mit illegalem Inhalt aufgewiesen habe. Der Da-
tensatz umfasst insgesamt Uber 5 Milliarden URLs des jeweiligen Speicherorts der Bil-
der und dazu passende Bildbeschreibungen. Auf seiner Webseite hat der Beklagte dar-
auf hingewiesen, dass der Datensatz nicht kuratiert sei und unerwunschte Inhalte, sog.
NSFW-Inhalte (NSFW = ,not safe for work"), enthalten kénne. Zwar hatten die zu straf-
baren Inhalten fihrenden URLs nicht aufgenommen werden durfen, dieses Fehlverhalten
Iasst aber nicht den wissenschaftlichen Zweck der Erstellung des Datensatzes insgesamt
entfallen (vgl. Kempen/Rossa in BeckOK GG, 63. Ed., Art. 5 Rn. 180.1; Kruper in Dreier
GG, 4. Aufl., Art. 5 Abs. 3 Rn. 61).

(4) Darauf, ob der Beklagte - wie von ihm u.a. unter Bezugnahme auf den verdéffentlich-
ten Artikel in der Anlage B 9 vorgetragen worden ist - den Datensatz auch zum Trainie-
ren eigener KI-Modelle genutzt hat, kommt es nicht ergéanzend an.

bbb. Der Beklagte gehért auch zu den Berechtigten i.S.d. § 60d Abs. 2 UrhG. Es handelt
sich bei ihm um eine Forschungsorganisation im Sinne des § 60 Abs. 2 UrhG.

(1) Der Beklagte ist keine Hochschule und auch kein Forschungsinstitut. Bei dem Beklag-
ten handelt es sich aber um eine sonstige Einrichtung i.S.d. § 60d Abs. 2 S. 2 UrhG, die
wissenschaftliche Forschung betreibt.

Nach dem eindeutigen Wortlaut des § 60d Abs. 2 S. 2 UrhG muss die Einrichtung, um
das Privileg des § 60d UrhG zu erlangen, selbst Forschung betreiben. Anderes folgt auch
nicht aus der Legaldefinition in der DSM-RL. Auch wenn Art. 2 Nr. 1 DSM-RL darauf ab-
stellt, dass das vorrangige Ziel der Einrichtung die wissenschaftliche Forschung oder die
Lehrtatigkeit ist, ist dies nicht dahingehend zu verstehen, dass die Einrichtung selbst kei-
ne Forschung betreiben muss, sondern es ausreicht, dass ihre Tatigkeit darauf ausge-
richtet ist, mittelbar der Forschung zu dienen. Dies zeigt zum einen der Vergleich mit
den in Art. 2 Nr. 1 DSM-RL konkret genannten Einrichtungen - ,,Hochschule einschlieR-
lich ihrer Bibliotheken”, , Forschungsinstitut” - und zum anderen der Blick in die engli-
sche Sprachfassung (,the primary goal of which is to conduct scientific research”) und
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die franzésische Sprachfassung (,ayant pour objectif premier de mener des recherches
scientifiques”).

Die Forschung, die die fur die Einrichtung tatigen Personen im Rahmen ihrer Tatigkeit fur
die Einrichtung ausuben, wird der Einrichtung zugerechnet (vgl. Anton in Spindler/Schus-
ter/Kaesling, Recht der elektronischen Medien, 5. Aufl., § 60d UrhG Rn. 19). AuBerdem
ergibt sich die Privilegierung der einzelnen Forscher aus § 60d Abs. 3 Nr. 2 UrhG.

Muss, wie ausgeflihrt, eine Einrichtung selbst Forschung betreiben, genlgt es nicht, dass
die Einrichtung lediglich Material erstellt, das spater zu Forschungszwecken genutzt wer-
den kann (vgl. Anton in Spindler/Schuster/Kaesling, Recht der elektronischen Medien,

5. Aufl., § 60d UrhG Rn. 28). Zwar sind die Forschung vorbereitende und unterstitzen-
de Aktivitaten von der Wissenschaftsfreiheit gem. Art. 13 der EU-Grundrechtecharta ge-
schltzt (vgl. Jarass in Jarass GRCh, 4. Aufl., Art. 13 Rn. 8), eine eigene wissenschaftliche
Forschung i.S.d § 60d Abs. 2 S. 2 UrhG liegt aber in solchen rein vorbereitenden oder un-
terstltzenden Tatigkeiten noch nicht ohne Weiteres. Offen bleiben kann, ob die Schran-
ke auch die Tatigkeit externer Dienstleister erfasst, die im Auftrag einer Forschungsorga-
nisation mit der Erstellung des Datensatzes oder der technischen Durchfihrung des Text
und Data Minings beauftragt sind (vgl. Bomhard in BeckOK UrhR, § 60d UrhG Rn. 21, 23;
ahnlich auch Stieper in Schricker/Loewenheim, UrhG, § 60d Rn. 14 (zu § 60d aF)). Ein sol-
ches Auftragsverhaltnis ist vorliegend nicht gegeben.

Wie ausgeflhrt, ist von einer primar wissenschaftlichen Ausrichtung der Tatigkeiten des
Beklagten auszugehen. Der Beklagte betreibt auch selbst wissenschaftliche Forschung.

Nach seiner Satzung ist der Beklagte, wie ausgefiihrt, eine Vereinigung zur Férderung
und Verbreitung freier Forschung und Bildung. Zweck des Vereins ist die Férderung der
Forschung und Bildung. Bei den in der Satzung aufgefuhrten Tatigkeiten, durch die der
Satzungszweck ,insbesondere” verwirklicht wird, ist eigene Forschung des Beklagten
nicht (ausdricklich) aufgefuhrt. Aufgefuhrt ist aber die ,Schaffung der Infrastruktur far
Demokratisierung der Erzeugung und Nutzung von groBen KI Netzwerkmodellen“. Da-
zu gehoren laut Satzung u.a. die ,Bereitstellung der Computer und Speicherressourcen,
Freilegung des Quellcodes (Open Source), Freilegung der gelernten Modelle (Open Mo-
dels) und der zum Lernen verwendeten Daten (Open Data) und Bildungsangebote zur
Aufklarung Uber Potentiale, Gefahren und Nutzung solcher lernfahigen Systeme fiir die
breite Offentlichkeit”. Auch die ,Archivierung und Bereitstellung von Datensétzen, die
Forschern und IT-Anwendern beim Verfolgen der zuvor genannten Ziele hilfreich sein
kénnen”, gehort laut Satzung zu den Tatigkeiten des Beklagten.

Wie ausgefuhrt, stellt die Erstellung des Datensatzes eigene wissenschaftliche For-
schung des Beklagten dar. Darauf, ob der Beklagte - wie von ihm u.a. unter Bezugnahme
auf den verdffentlichten Artikel in der Anlage B 9 vorgetragen worden ist - den Datensatz
auch zum Trainieren eigener Kl-Modelle genutzt hat, kommt es auch insoweit nicht er-
ganzend an.

(2) Der Beklagte verfolgt nicht kommerzielle Zwecke (§ 60d Abs. 2 S. 2 Nr. 1 UrhG).
Gem. Art. 2 Nr. 1 lit. a DSM-RL ist die Verfolgung kommerzieller Zwecke im Sinne einer
Gewinnorientierung zu verstehen (vgl. Dreier in Dreier/Schulze, UrhG, 8. Aufl., § 60d Rn.
5).
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Der Beklagte ist laut seiner Satzung gemeinnutzig. Die Mitglieder erhalten keine Zuwen-
dungen aus Mitteln des Vereins.

Wie ausgeflhrt, stellt der Beklagte seine Ergebnisse kostenlos zur Verfligung. Dass

der Beklagte sich durch Spenden finanziert (S. 15 des Schriftsatzes des Beklagten vom
11.04.2024), steht der nichtkommerziellen Ausrichtung nicht entgegen (vgl. Anton in
Spindler/Schuster/Kaesling, Recht der elektronischen Medien, 5. Aufl., § 60c UrhG Rn. 4
zu durch private Drittmittel geférderter Forschung; vgl. auch Gribler in BeckOK UrhR,
47. Ed., § 60c UrhG Rn. 6; Dreier in Dreier/Schulze, UrhG, 8. Aufl., § 60c Rn. 6). Dies wdr-
de auch im Fall gelten, dass das Unternehmen .............. Al dem Beklagten finanzielle
Mittel gewahrt haben sollte.

Auch aus dem Verhaltnis des Beklagten zu anderen Wirtschaftsunternehmen ergibt sich
keine andere Betrachtung. Der Klager hat unter Bezugnahme auf einen Chat vorgetra-
gen, dass vereinbart worden sei, dem Unternehmen ................ wegen dessen Zahlung
in H6he von 5.000 Dollar einen bevorzugten Zugang zum Datensatz zu gewahren (s. S. 2
ff. des Schriftsatzes der Klagerseite vom 03.07.2024). Dem ist der Beklagte - entgegen
dem Vortrag auf S. 13 der Berufungserwiderung - erstinstanzlich nicht erheblich ent-
gegengetreten. Dieser einmalige Vorgang reicht aber - auch angesichts der genannten
Summe - nicht aus, um die Verfolgung nicht kommerzieller Zwecke in Frage zu stellen.
Weder ist dieser Vorgang als Absatz einer Ware oder Dienstleistung zu werten noch folgt
hieraus eine Gewinnorientierung des Beklagten.

Auch der Umstand, dass auch kommerzielle Anbieter den Datensatz nutzen kénnen,
fuhrt zu keinem anderen Ergebnis. Gem. § 60d Abs. 2 UrhG kommt es darauf an, ob die
Forschungsorganisation kommerzielle Zwecke verfolgt, und nicht darauf, ob die For-
schung auch kommerziellen Zwecken Dritter zugutekommt. Indem der Beklagte seinen
Datensatz flr die Allgemeinheit zur Verfligung stellt, sodass sowohl nichtkommerzielle
Forschungsinstitutionen als auch kommerzielle Unternehmen den Datensatz nutzen kon-
nen, ist seine Tatigkeit nicht auf eine Gewinnorientierung ausgerichtet.

Die Vorschrift des § 60d UrhG soll eine normale nachgelagerte Nutzung von Forschungs-
ergebnissen durch die Wirtschaft nicht verhindern (vgl. Anton in Spindler/Schuster/Kaes-
ling, UrhG, 5. Aufl., § 60d Rn. 28). Wie sich aus § 60d Abs. 2 S. 3 UrhG ergibt, fihrt auch

nicht jegliche Zusammenarbeit einer Forschungsorganisation mit einem privaten Unter-

nehmen zum Verlust des Privilegs nach § 60d UrhG.

Eine Verfolgung kommerzieller Zwecke folgt vorliegend auch nicht daraus, dass es nach
dem eigenen Vortrag des Beklagten intendiert ist, die eigene Arbeit neben (anderen)
Forschenden auch Unternehmen in Deutschland und in der EU frei zur Verfligung zu stel-
len, um der Gefahr zu begegnen, dass in Deutschland und der EU ansassige Unterneh-
men und Einrichtungen im Bereich der KI-Entwicklung kurzfristig abgehangt werden (S. 3
der Klagerwiderung, S. 14 des Schriftsatzes des Beklagten vom 11.04.2024). Angesichts
dessen, dass der Beklagte keine eigenen Gewinne anstrebt und der Datensatz nicht ein-
zelnen Unternehmen, sondern 6ffentlich zur Verfigung gestellt wird, ist auch insoweit
von einer nicht kommerziellen Ausrichtung des Beklagten auszugehen.

(3) Vorliegend ist auch kein Ausschlussgrund gem. § 60d Abs. 2 S. 3 UrhG gegeben. Hier-
nach sind Forschungsorganisationen nicht zu Vervielfaltigungen berechtigt, die mit ei-
nem privaten Unternehmen zusammenarbeiten, das einen bestimmenden Einfluss auf
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die Forschungsorganisation und einen bevorzugten Zugang zu den Ergebnissen der wis-
senschaftlichen Forschung hat. Diese Regelung geht auf Art. 2 Nr. 1 DSM-RL zurlck, wo-
nach von einer Forschungsorganisation u.a. nur dann auszugehen ist, wenn kein Un-
ternehmen, das einen bestimmenden Einfluss auf diese Organisation hat, bevorzugten
Zugang zu den Ergebnissen der wissenschaftlichen Forschung erhalt. Nach der Rege-
lung in § 60d Abs. 2 S. 3 UrhG ist eine sog. Public Privat Partnership von der Privilegie-
rung ausgeschlossen, wenn das private Unternehmen kumulativ (i) bestimmenden Ein-
fluss auf die Forschungsorganisation ausubt und (ii) einen bevorzugten Zugang zu den
Forschungsergebnissen erhalt (vgl. Bomhard in BeckOK UrhR, 47. Ed., § 60d UrhG Rn.
22; BT-Drs. 19/27426, S. 96). Indikatoren fir einen bestimmenden Einfluss sind etwa,
wenn das Privatunternehmen auf die inhaltlichen und strukturellen Begebenheiten des
Forschungsprojektes und den Umfang des Forschungsgegenstandes einseitig Kontrolle
ausuben kann (vgl. Bomhard in BeckOK UrhR, 47. Ed., § 60d UrhG Rn. 22; vgl. auch An-
ton in Spindler/Schuster/Kaesling, Recht der elektronischen Medien, 5. Aufl., § 60d UrhG
Rn. 21). In Erwagungsgrund 12 der DSM-RL heiRt es, dass Organisationen nicht als For-
schungsorganisationen i.S.d. Richtlinie gelten sollten, wenn solche Organisationen dem
bestimmenden Einfluss gewerblicher Unternehmen unterliegen, die aufgrund der struk-
turellen Gegebenheiten beispielsweise in ihrer Eigenschaft als Anteilseigner oder Mit-
glieder Kontrolle ausliben kénnen und dadurch einen bevorzugten Zugang zu den For-
schungsergebnissen erhalten kénnten.

Durch die Regelung des § 60d Abs. 2 S. 3 UrhG wird u.a. einer ungerechtfertigten Inan-
spruchnahme der durch § 60d UrhG bezweckten Privilegierung nicht-kommerzieller For-
schung durch eine bloRe Auslagerung der Forschungstatigkeit eines Wirtschaftsunter-
nehmens (vgl. hierzu Anton in Spindler/Schuster/Kaesling, Recht der elektronischen Me-
dien, 5. Aufl., § 60d UrhG Rn. 28) entgegengewirkt.

(a) Offen bleiben kann, ob die Beweislast flr die Voraussetzungen des § 60d Abs. 2 S. 3
UrhG den Rechtsinhaber oder denjenigen trifft, der sich auf die Schrankenregelung be-
ruft. § 60d Abs. 2 S. 3 UrhG ist vom deutschen Gesetzgeber als Ausnahme von der Privi-
legierung und nicht als von der Forschungseinrichtung zu beweisende Negativtatsache
formuliert, was daflr spricht, die Beweislast insoweit beim Rechtsinhaber zu sehen. Of-
fenbleiben kann, ob es angesichts der Formulierung in Art. 2 Nr. 1 DSM-RL (,,wobei kein
Unternehmen, das einen bestimmenden Einfluss auf diese Organisation hat, bevorzug-
ten Zugang zu den Ergebnissen der wissenschaftlichen Forschung erhalt”, in der engli-
schen Sprachfassung: ,in such a way that the access to the results generated by such
scientific research cannot be enjoyed on a preferential basis by an undertaking that ex-
ercises a decisive influence upon such organisation”) einer unionsrechtskonformen Aus-
legung des § 60d Abs. 2 S. 3 UrhG dahingehend bedarf, dass es sich hierbei um eine
negative Tatsache als Voraussetzung der Privilegierung handelt, fir die derjenige die
Beweislast tragt, der sich auf die Schrankenregelung beruft. Jedenfalls aber muss der
Rechtsinhaber Anhaltspunkte aufzeigen, aus denen sich ein bestimmender Einfluss ei-
nes Unternehmens auf die Forschungseinrichtung ergibt. Den Prozessgegner der fir eine
negative Tatsache beweisbelasteten Partei trifft eine sekundare Darlegungslast, deren
Umfang sich nach den Umstanden des Einzelfalls richtet (vgl. BGH Beschl. v. 20.06.2017
- VI ZR 505/16, BeckRS 2017, 117730 Rn. 4). Da der Klager keinen Einblick in das Ver-
haltnis des Beklagten zu privaten Unternehmen hat, trifft den Kldger eine Darlegungs-
last vorliegend nur in sehr eingeschranktem MaRe. Er gentgt seiner Darlegungslast, in-
dem er Anhaltspunkte vortragt, aus denen sich ein bestimmender Einfluss eines Unter-
nehmens ergibt. Da es sich um Vorgange aus der Sphare des Beklagten handelt, muss
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der Beklagte dann wiederum darlegen, warum entgegen der vom Klager vorgetragenen
Anhaltspunkte kein bestimmender Einfluss eines Unternehmens besteht.

(b) Wie ausgefuhrt, hat der Beklagte den Vortrag des Klagers zum bevorzugten Zugang
VON oo zum Datensatz erstinstanzlich nicht erheblich bestritten. Grinde fiir das
verspatete Bestreiten in der Berufungsinstanz i.S.d. § 531 Abs. 2 ZPO sind nicht ersicht-
lich. Hinzu kommt, dass der Beklagte in der Berufungserwiderung (dort S. 13) zwar dar-
auf verweist, dass im Chat nicht auf das streitgegenstandliche Dataset ......... Bezug ge-
nommen worden sei, sondern auf einen ganz anderen Datensatz (,100M+"). Der Beklag-
te hat aber nicht dargelegt, um welchen Datensatz es sich bei 100M+ handelt und ob
dieser nicht eine Vorversion zu ........... darstellt.

Aber auch dann, wenn der Beklagte sich bereit erklart hat, dem Unternehmen ................
wegen dessen Zahlung von 5.000 Dollar einen bevorzugten Zugang zum Datensatz zu
gewahren, und ein solcher in zeitlicher Hinsicht bevorzugter Zugang womaéglich auch ge-
wahrt wurde, fehlt es entgegen der Ansicht des Klagers an der zweiten Voraussetzung
der Ausnahme i.S.d. § 60d Abs. 2 S. 3 UrhG, namlich dem bestimmenden Einfluss des
privaten Unternehmens. Allein durch eine Zahlung von 5.000 Dollar wird nicht die M6g-
lichkeit des Unternehmens eréffnet, auf die inhaltlichen und strukturellen Begebenheiten
des Forschungsprojektes und den Umfang des Forschungsgegenstandes einseitig Kon-
trolle auszuiben.

(c) Auch hinsichtlich des Unternehmens .............. Al fehlt es an einem bestimmenden
Einfluss. Der Beklagte hat eingeraumt, dass das Unternehmen .............. Al dem Beklag-
ten Rechenressourcen zur Verflgung gestellt hat. Ein bestimmender Einfluss auf die Ar-
beit des Beklagten ist hieraus aber nicht abzuleiten. Dass der Beklagte eine finanziel-

le Unterstutzung in Form von Geld von .............. Al erhalten hat, hat der Beklagte be-
stritten. Offen bleiben kann, ob sich aus dem vom Klager angefuhrten Interview mit dem
Grinder und Geschaftsfihrer von .............. Al (S. 3 des Schriftsatzes der Klagerseite

vom 20.09.2023 mit dem Zitat ,[...] says that .............. Al funded the creation of .........
[...]“) Anhaltspunkte fur eine Uber die Bereitstellung von Rechenressourcen hinausge-
hende Unterstltzung ergeben. Auch eine finanzielle Unterstitzung ist nicht per se mit ei-
nem bestimmenden Einfluss gleichzusetzen. Allein eine Finanzierung durch private Mit-
tel 1asst die Privilegierung nicht entfallen (vgl. Anton in Spindler/Schuster/Kaesling, Recht
der elektronischen Medien, 5. Aufl., § 60d UrhG Rn. 20; Bullinger in Wandtke/Bullinger,
UrhG, 6. Aufl., § 60d Rn. 25; vgl. auch Dreier in Dreier/Schulze, UrhG, § 60c Rn. 6; Grub-
ler in BeckOK UrhR, 47. Ed., § 60c UrhG Rn. 6).

Dass der Datensatz fur das Training des Text-zu-Bild-Generators , Stable Diffusion” ge-
nutzt wurde, flhrt zu keinem anderen Ergebnis. Die Mdglichkeit, dass auch kommerzielle
Unternehmen den Datensatz nutzen, ist Folge des Umstands, dass der Beklagte den Da-
tensatz der Allgemeinheit zur Verfigung gestellt hat.

(d) Auch eine Zusammenarbeit mit der Forschungsgruppe Stable Horde bei einem Pro-
jekt zur asthetischen Bewertung von Datensatzen (S. 4 der Klagschrift, S. 8 f. der Klager-
widerung, S. 3 des Schriftsatzes der Kldgerseite vom 20.09.2023) fUhrt nicht zu einem
bestimmenden Einfluss des privaten Unternehmens .............. Al auf den Beklagten.

(e) SchlieRlich kann auch kein bestimmender Einfluss daraus abgeleitet werden, dass
einzelne Mitglieder des Beklagten bei .............. Al und anderen Unternehmen angestellt
sind bzw. waren. Es handelt sich bei diesen Personen nicht um die gesetzlichen Vertre-
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ter dieser Unternehmen. Das Vorstandsmitglied des Beklagten ............... ist seit Febru-
ar 2022 far das Unternehmen .............. Al als Research Engineer tatig (als ,,Head of Ma-
chine Learning Operations”, S. 4 des Schriftsatzes der Klagerseite vom 20.09.2023 und
S. 16 des Schriftsatzes der Beklagtenseite vom 11.04.2024). ............. ist einfaches Mit-
glied des Beklagten. Bei .............. Al war er als Forscher angestellt. Herr ..............ccoe. ,
ebenfalls Mitglied des Beklagten, ist Senior Machine Learning Engineer bei Google (S. 6
des Schriftsatzes der Klagerseite vom 20.09.2023).

(4) Die Durchfiihrung des Drei-Stufen-Tests ergibt eine zulassige Nutzung.

(a) Der ersten Voraussetzung des im vorliegenden Einzelfall durchzufiihrenden Drei-Stu-
fen-Tests ist durch die EinfiUhrung der Schranke in § 60d UrhG genlgt, weil es sich um ei-
nen gesetzlich geregelten Sonderfall handelt.

(b) Bei der auf zweiter Stufe vorzunehmenden Prifung, ob die normale Verwertung des
Werkes oder des sonstigen Schutzgegenstands nicht beeintrachtigt wird, ist, wie ausge-
fuhrt, in den Blick zu nehmen, ob durch die beanstandete Verwendung die Maglichkeiten
des Rechtsinhabers zum rechtmaBigen Absatz verringert werden (vgl. EuGH GRUR 2017,
610 Rn. 70 - Stichting Brein; BGH GRUR 2023, 1531 Rn. 49 - Metall auf Metall V). Dabei
kommt es darauf an, ob die fragliche Nutzung zur herkémmlichen Nutzung in unmittel-
baren Wettbewerb tritt, also in die Primarverwertung eingegriffen wird (vgl. BGH GRUR
2020, 859 Rn. 72 - Reformistischer Aufbruch II).

Vorliegend handelt es sich bei der streitgegenstandlichen Vervielfaltigung um einen rein
internen Vorgang bei dem Beklagten. Im nach auBen gegebenen Datensatz ist die Ver-
vielfaltigung nicht enthalten, sondern nur ein Link auf die rechtmaRBige Quelle. Dass der
Klager fiir die nach § 60d UrhG privilegierte Nutzung kein Geld erhalt, ist Ergebnis der
gesetzgeberischen Entscheidung, unter die Schranke fallende Nutzungen von einer Ver-
gutungspflicht auszunehmen (§ 60h Abs. 2 Nr. 3 UrhG).

Auch wenn berlcksichtigt wird, dass der Datensatz dem Training generativer Kl dient
und in einem weiteren Schritt durch Kinstliche Intelligenz Bilder erzeugt werden, die in
Konkurrenz zu den Fotografien des Klagers treten kénnen, ist, wie ausgefiihrt, die Vor-
aussetzung der zweiten Stufe erfullt.

(c) Auf dritter Stufe ist eine ungeblhrliche Verletzung der Interessen des Rechtsinha-
bers zu prufen. Ob eine solche Verletzung vorliegt, ist durch eine im Wege der Interes-
senabwagung vorzunehmende Gebotenheitsprifung und die Feststellung zu ermitteln,
ob das Bedurfnis an der Nutzung die Beeintrachtigung des Rechtsinhabers Uberwiegt
(vgl. BGH GRUR 2020, 859 Rn. 73 - Reformistischer Aufbruch II). In diesem Zusammen-
hang sind beispielsweise der kommerzielle oder nicht-kommerzielle Charakter der Nut-
zung, der Umfang der Entlehnung, der Grad der Umgestaltung und eine etwaige Ver-
wechslungsgefahr, die Frage, ob eine Auseinandersetzung mit dem Werk oder mit ande-
ren Themen vorliegt, und das Gewicht der betroffenen Grundrechte zu berlcksichtigen
(vgl. BGH GRUR 2023, 1531 Rn. 51 - Metall auf Metall V).

Die Vervielfaltigung war vorliegend geboten, um den Bild-Text-Abgleich vorzunehmen.
Die Interessen des Beklagten an der Vervielfaltigung Uberwiegen. Zu beachten ist zwar,
dass, wie ausgefuhrt, die Nutzung nach § 60d UrhG vergitungsfrei ist (§ 60h Abs. 2 Nr. 3
UrhG) und anders als bei § 44b UrhG auch keine Mdglichkeit eines Vorbehalts besteht.
Dennoch ist unter Berlcksichtigung des wissenschaftlichen Zwecks der Nutzung (Art. 13
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GRCh), der nichtkommerziellen Nutzung durch den Beklagten und des Umstands, dass
die Vervielfaltigungen rein interne Vorgange beim Beklagten darstellen, eine ungebUhr-
liche Verletzung der Interessen des Klagers als Rechtsinhaber (Art. 17 Abs. 2 GRCh) zu
verneinen.

cc. Darauf, ob aullerdem die Regelung des § 44a UrhG greift, kommt es nicht entschei-
dungserheblich an. Das Landgericht hat aber zu Recht angenommen, dass die Vervielfal-
tigung nicht durch § 44a UrhG gedeckt ist. Insofern wird auf die zutreffenden Ausflihrun-
gen im angegriffenen Urteil Bezug genommen. Insbesondere stellt das gezielte Herun-
terladen einer Bilddatei, um sie mittels einer spezifischen Software zu analysieren, we-
der eine fliichtige noch eine (rein) begleitende Vervielfaltigung dar.

Auch kann offenbleiben, ob von einer schlichten Einwilligung des Klagers in die streitge-
genstandliche Nutzungshandlung auszugehen ist.

3. Die Kostenentscheidung ergeht gemals § 97 Abs. 1 ZPO. Die Regelung zur vorlaufigen
Vollstreckbarkeit beruht auf §§ 708 Nr. 10, 711 ZPO.

4, Die Revision wird gem. § 543 Abs. 2 ZPO zugelassen. Die Rechtssache hat grundsatz-
liche Bedeutung und die Fortbildung des Rechts erfordert eine Entscheidung des Revisi-
onsgerichts. Zur Auslegung der §§ 44b, 60d UrhG im Zusammenhang mit einer Nutzung
von nach dem UrhG geschltzten Werken oder verwandten Schutzrechten im Vorfeld des
Trainings Kinstlicher Intelligenz liegt keine héchstrichterlicher Rechtsprechung vor. An-
gesichts des zunehmenden Einsatzes Kunstlicher Intelligenz haben die sich im vorliegen-
den Fall stellenden Rechtsfragen eine tUber den konkreten Fall hinausgehende Bedeu-
tung.

- Seite 33 von 33 -



	Orientierungssatz
	Verfahrensgang
	Tenor
	Gründe

